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I. Teilnehmer 

Der Delegation, die der Deutsche Bundestag zur 
87. Interparlamentarischen Konferenz nach Yaounde 
entsandt hatte, gehörten folgende Mitglieder an; 
Abg. Leni Fischer (CDU/CSU), Leiterin der Delega- 
tion 

Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD), stellvertretender 

Leiter der Delegation 

Abg. Hans-Joachim Fuchtel (CDU/CSU) 

Abg. Ulrich Irmer (F.D.P.) 

Abg. Markus Meckel (SPD) 

Abg. Ulrike Mehl (SPD) 

Abg. Dr. Günther Müller (CDU/CSU) 

Abg. Heribert Scharrenbroich (CDU/CSU) 

Darüber hinaus nahm Abg. Dr. Hans Stercken in 
seiner Eigenschaft als Ehrenpräsident des Interparla- 
mentarischen Rates an der Konferenz teil. 

Der stellvertretende Leiter der deutschen Delegation, 
Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz, war zugleich Vertreter der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates. 

An der 87. Interparlamentarischen Konferenz nah- 
men 400 Parlamentarier aus 89 der derzeit 114 Mit- 
gliedsländer der Interparlamentarischen Union teil. 
Eine Parlamentarierdelegation aus den Vereinigten 
Staaten war in Yaounde nicht anwesend. Als Beob- 
achter waren Vertreter von 24 internationalen Orga- 
nisationen zugelassen. 


II. Ablauf der Konferenz 

Die 87. Interparlamentarische Konferenz befaßte sich 
mit folgenden Themenschwerpunkten: 

„ Umwelt und Entwicklung — Die Meinung der Parla- 
mentarier über die wichtigsten Tendenzen und Aus- 
sichten der Konferenz der Vereinten Nationen über 
Umwelt und Entwicklung" 

Zu diesem Tagesordnungspunkt sprachen von der 
Delegation der Interparlamentarischen Gruppe der 
Bundesrepublik Deutschland die Abgeordneten Ul- 
rike Mehl (S. 3) und Dr. Günther Müller (S. 4). Abg. 
Prof. Dr. Uwe Holtz sprach dazu in seiner Eigenschaft 
als Vertreter der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates (S. 4). Die Delegation der Bundesre- 
publik Deutschland hatte einen eigenen Textentwurf 
zu diesem Thema eingebracht (s. Anhang S. 18). Die 
vom zuständigen Ausschuß für Erziehung, Wissen- 
schaft, Kultur und Umwelt vorgelegte Grundsatz- 
erklärung wurde von den Konferenzteilnehmern ein- 
stimmig angenommen (s. Anhang S. 15). 

„Der Aufbau und die Arbeitsweise der Demokratie 
und derA usdruck der ethnischen Vielfalt als Mittel zur 
Gewährleistung der Stabilität aller Staaten, der wirt- 
schaftlichen Entwicklung und eines besseren Einsat- 
zes der Errungenschaften des Friedens zugunsten der 
Dritten Welt" 

Zu diesem Tagesordnungspunkt sprachen die Abge- 
ordneten Heribert Scharrenbroich (S. 6) und Markus 
Meckel (S. 6). Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz sprach dazu in 
seiner Eigenschaft als Vertreter der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates (S. 7). Die deut- 
sche Delegation hatte einen eigenen Resolutionsent- 
wurf vorgelegt (s. Anhang S. 24). Abg. Markus Mek- 
kel wurde zur Mitarbeit in den Redaktionsausschuß 
des zuständigen Ausschusses für politische Fragen, 
internationale Sicherheit und Abrüstung entsandt. 
Die vom Ausschuß vorgelegte Resolution wurde von 
den Konferenzteilnehmern einstimmig angenommen 
(s. Anhang S. 21). 
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„Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Lage in der Welt" 

Zu diesem Tagesordnungspunkt sprachen die Abge- 
ordneten Leni Fischer (S. 8) und Ulrich Irmer (S. 9). 

Als zusätzlicher Tagesordnungspunkt wurde das von 
der australischen Gruppe vorgeschlagene Thema 
„AIDS" behandelt. Die vom Ausschuß für wirtschaft- 
liche und soziale Fragen vorgelegte Resolution wurde 
von den Konferenzteilnehmern einstimmig angenom- 
men (s. Anhang S. 26). 

Auf Antrag der Delegationen aus Argentinien, Peru, 
Uruguay und Venezuela wurde das Thema „Schutz 
der repräsentativen Institutionen in Peru" als Dring- 
lichkeitstagesordnungspunkt behandelt. Am 7. April 
1992 verabschiedete die Interparlamentarische Kon- 
ferenz einstimmig einen Resolutionstext zu diesem 
Thema (s. Anhang S. 27). 


Eröffnungssitzung 

Anläßlich der Eröffnungssitzung, die am 6. April 1992 
im Konferenzzentrum in Yaounde stattfand, ergriffen 
folgende Redner das Wort: der Präsident der National- 
versammlung der Republik Kamerun, Cävaye Yeguie 
Djibril, der amtierende Präsident des Interparlamen- 
tarischen Rates, Miguel Angel Martinez, der stellver- 
tretende Exekutivdirektor des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen, Sveneid A. Evteev sowie der 
Präsident der Republik Kamerun, Paul Biya. Präsident 
Biya mißachtete die IPU, indem er die bei allen 
Tagungen übliche Eröffnungszeremonie am Montag 
um 10.00 Uhr ausf allen und willkürlich auf den Mon- 
tag nachmittag verschieben ließ. 

In seiner kurzen Begrüßungsansprache hieß der Prä- 
sident der Nationalversammlung der Republik Kame- 
run, Cävaye Yeguie Djibril, die Teilnehmer der 87. In- 
terparlamentarischen Konferenz in Yaounde herzlich 
willkommen. Er wies darauf hin, daß mit der 87. Kon- 
ferenz zum zweiten Male eine Interparlamentarische 
Konferenz in Schwarzafrika stattfinde. Kamerun, das 
seit seiner Unabhängigkeit Mitglied der Interparla- 
mentarischen Union sei, sei ein zweisprachiges Land 
mit großer kultureller Vielfalt und mehr als 200 
ethnischen Gruppen. Kamerun könne für sich in 
Anspruch nehmen, Afrika en miniature zu sein. Mit 
den ersten freien Parlamentswahlen nach mehr als 
dreißigjähriger Einparteienherrschaft sei auch in 
Kamerun der Demokratisierungsprozeß eingeleitet 
worden. Im Parlament seien nunmehr Vertreter von 
vier der insgesamt 32 politischen Gruppierungen 
vertreten. Dies unterstreiche die Bedeutung, die 
Kamerun der demokratischen Struktur seiner Institu- 
tionen beimesse. Abschließend sprach er die Hoff- 
nung aus, daß der internationale parlamentarische 
Dialog im Rahmen der Interparlamentarischen Union 
erfolgreich fortgesetzt werde. 

In Abwesenheit des Präsidenten des Interparlamenta- 
rischen Rates, Sir Michael Marshall, verlaß der amtie- 
rende Präsident Miguel Angel Martinez eine kurze 
Grußbotschaft. Darin wies Sir Michael Marshall vor 


allem darauf hin, daß die Anwesenheit der IPU- 
Parlamentarier in Kamerun den Einsatz der Interpar- 
lamentarischen Union für die Stärkung der demokra- 
tischen Institutionen in Afrika unterstreiche. Anschlie- 
ßend ging der amtierende Präsident Miguel Angel 
Martinez kurz auf die Konferenzthemen, nämlich 
„Umwelt und Entwicklung" sowie „Demokratie" ein. 
In diesem Zusammenhang sagte er, daß eine auf 
Dauer tragfähige Entwicklung nicht ohne die Stär- 
kung der Demokratie und der Menschenrechte mög- 
lich sei. Seit der letzten IPU-Konferenz in Santiago 
habe sich die politische Lage in der Welt entscheidend 
verändert. Für viele hunderttausend Menschen seien 
aber Krieg und Verletzung der Menschenrechte 
immer noch die tagtägliche Realität. Weitere Heraus- 
forderungen, denen sich die Welt gegenüber sehe, 
seien Sicherheit, Abrüstung, Nord-Süd-Beziehungen, 
Terrorismus und Drogenhandel. Die Menschheit habe 
einen Wendepunkt in ihrer Geschichte erreicht. 
Friede sei nur durch Dialog und gegenseitiges Ver- 
ständnis zu erreichen. Eine entscheidende Rolle dabei 
spielten die Parlamentarier der Interparlamentari- 
schen Union, die heute wichtiger denn je sei. Im 
Namen der IPU gratulierte der amtierende Präsident 
dem neuen Generalsekretär der Vereinten Nationen 
zu seiner Wahl und begrüßte zugleich die Rolle, die 
die Vereinten Nationen bei der präventiven Diploma- 
tie spielten. 

Anschließend verlas der stellvertretende Exekutiv- 
direktor des Umweltprogramms der Vereinten Natio- 
nen, Sveneid A. Evteev, eine Botschaft des Generalse- 
kretärs der Vereinten Nationen. Nach den Worten des 
Generalsekretärs unterstreiche die Tagesordnung der 
Interparlamentarischen Konferenz die Rolle der IPU 
bei der Förderung des Friedens und ihre Fähigkeit, in 
einzigartiger Weise zur Lösung der gegenwärtigen 
Probleme beizutragen. Die komplexen und herausfor- 
dernden Fragen, mit denen sich die Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
befassen werde, erfordere in besonderer Weise eine 
vertiefte parlamentarische Diskussion. Er rief die 
Parlamentarier dazu auf, nicht nur die technischen 
Aspekte zu berücksichtigen, sondern ihre Erfahrun- 
gen als Parlamentarier und Politiker dazu zu nutzen, 
auch in schwierigen Fragen Übereinstimmung zu 
erreichen. Der Generalsekretär begrüßte, daß die IPU 
als weiteren Themenschwerpunkt die Beziehungen 
zwischen Demokratie und dem Ausdruck der ethni- 
schen Vielfalt behandle. Die Frage von ethnischer und 
nationaler Identität sei eines der drängendsten Pro- 
bleme in der Welt, das nur durch eine Rückkehr zu 
Geduld, gegenseitigem Verständnis und Toleranz 
zwischen den Völkern gelöst werden könne. 
Abschließend dankte der Generalsekretär der IPU für 
ihre Unterstützung der Arbeit der Vereinten Natio- 
nen. Der Einfluß der IPU habe entscheidend dazu 
beigetragen, die Demokratie in der Welt zu stärken. 
Beide Organisationen stünden nun vor neuen Aufga- 
ben und Herausforderungen. Erhoffe deshalb, daß die 
87. Interparlamentarische Konferenz diese neuen 
Herausforderungen annehmen werde. 

Im Anschluß daran begrüßte der Präsident der Repu- 
blik Kamerun, Paul Biya, die Teilnehmer der 87. Inter- 
parlamentarischen Konferenz in Yaounde. Er unter- 
strich, daß die Interparlamentarische Union seit 
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ihrer Gründung beständig alle Bemühungen in der 
Internationalen Gemeinschaft Frieden, Dialog und 
Gerechtigkeit zu fördern, unterstützt habe. Darüber 
hinaus habe die Interparlamentarische Union eine 
entscheidende Rolle bei der Stärkung der freund- 
schaftlichen und sohdarischen Beziehungen zwischen 
den Völkern gespielt. In Kamerun werde es Begeg- 
nungen mit den neu gewählten Parlamentariern 
geben, bei denen es sich erstmals um frei gewählte 
Volksvertreter aus verschiedenen politischen Forma- 
tionen handele. Die neue Nationalversammlung spie- 
gele die ethnischen, kulturellen, sprachlichen, religiö- 
sen und politischen Unterschiede, die Kamerun kenn- 
zeichneten, wider. Nach seiner Auffassung gebe es für 
den Demokratisierungsprozeß kein universelles Mo- 
dell. Demokratisierung in Afrika müsse bedeuten, daß 
die für jedes einzelne Land geltenden Besonderheiten 
insbesondere in kultureller und geschichtlicher Hin- 
sicht berücksichtigt würden. Die neuen Demokratien 
benötigten etwas mehr Verständnis und Objektivität 
in der Beurteilung ihres jeweiligen Vorgehens. Demo- 
kratie bedeute nicht nur Freiheit, sondern auch 
Rechtsstaatlichkeit. Demokratie dürfe dabei die oft- 
mals brüchige Einheit der Staaten nicht gefährden, sie 
dürfe kein Faktor der Instabilität sein. Er unterstrich, 
daß in den Ländern der Dritten Welt die Armut eine 
der größten Bedrohungen für die Demokratie sei. Das 
Recht auf Freiheit sei untrennbar mit dem Recht auf 
Wohlstand und Entwicklung verbunden, daher könne 
es eine Demokratie ohne Entwicklung nicht geben. 
Für einige sei die Entwicklungshilfe eine Art Aus- 
gleich für die Ausbeutung, unter der der afrikanische 
Kontinent jahrhundertelang gehtten habe. Hilfe für 
Afrika sollte aber eher Ausdruck einer aktiven und 
wirksamen internationalen Solidarität sein. Dies setze 
eine wachsende Unterstützung bei der wirtschaftli- 
chen Gesundung der Entwicklungsländer voraus. Die 
reichen Industrieländer hätten gegenüber Osteuropa 
Solidarität demonstriert, die sie mit derselben Ent- 
schiedenheit auch gegenüber der Dritten Welt zeigen 
sollten. Die Interparlamentarische Union könne und 
müsse ihren Einfluß auf die öffentliche Meinung und 
die Regierungen in den Ländern des Nordens nutzen, 
um auf die Bedürfnisse der Armen aufmerksam zu 
machen. Freundschaft, Solidarität und Verständ- 
nis müßten die Grundlage für die Beziehungen zwi- 
schen den Völkern des Nordens und des Südens 
sein. Anschließend erklärte der Präsident die 
87. Interparlamentarische Konferenz feierlich für 
eröffnet. 


Umwelt und Entwicklung — Die Meinung der 
Parlamentarier über die wichtigsten Tendenzen und 
Aussichten der Konferenz der Vereinten Nationen 
über Umwelt und Entwicklung 

Von der Delegation der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland ergriffen zu 
diesem Tagesordnungspunkt die Abg. Ulrike Mehl 
und Dr. Günther Müller das Wort. Abg. Prof. Dr. Uwe 
Holtz sprach zu diesem Thema in seiner Eigenschaft 
als Vertreter der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates. 


Abg. Ulrike Mehl (Originalsprache: Enghsch) 

„Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

bisher wurde die Zerstörung und Verschlechterung 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen in den Indu- 
strieländern kaum ernsthaft wahrgenommen. Jeden- 
falls schlägt sich eine solche Erkenntnis bisher nicht in 
entsprechender drastischer Umwelt- und damit Vor- 
sorgepolitik nieder. Die reichen Industriestaaten 
haben viel eher die massive Umweltzerstörung in den 
Ländern der sogenannten 3. Welt zur Kenntnis 
genommen, aber nicht verstanden und akzeptiert, daß 
zwischen unserem Wohlstand und der Armut und 
Umweltzerstörung in Entwicklungsländern, ein deut- 
licher Zusammenhang besteht. 1987 wurde im 
Brundtlandbericht ein solcher Zusammenhang das 
erste Mal drastisch aufgezeigt. 

Die Industriestaaten müssen begreifen, daß die Welt für 
die Menschen nur dann eine Zukunft hat, wenn die 
ökologische Verträglichkeit der Politik, insbesondere 
der Wirtschaftspolitik, an vorderster Stelle steht, und 
zwar im eigenen Land, aber auch weltweit. Vorsorge für 
Menschen und Umwelt, wie auch Nachhaltigkeit, müs- 
sen Grundlage allen Handelns sein. Das ist bisher nicht 
der Fall. Stattdessen glauben viele noch, man könnte 
diese Probleme alle mit Hilfe der Technik lösen, könnte 
sonst aber weitermachen wie bisher. Vielleicht träumen 
auch einige davon, wir hätten noch eine zweite Erde in 
Reserve. In Wirklichkeit ist, angesichts der vielfältigen 
globalen Umweltzerstörungen, aber höchste Eile im 
richtigen Handeln geboten. 

Die Entwicklungsländer müssen erkennen, daß das 
Nachvollziehen einer wirtschaftlichen Entwicklung, 
wie sie die Industriestaaten vollzogen haben, kata- 
strophale Folgen für sie selbst, aber auch die ganze 
Welt haben wird. Mit diesem Weg geraten die Indu- 
striestaaten, aber auch alle anderen die ihnen folgen, 
langfristig unumkehrbar in eine Sackgasse. 

Zum einen müssen die Industriestaaten eine deut- 
liche, wirtschaftspolitische Wende vollziehen, die das 
natürliche Gleichgewicht achtet und eine Dauerwir- 
kung zum Wohle des Menschen gewährleistet. 

Zum anderen müssen neue Wege gefunden werden, 
die die zwangsläufige Folge von Armut und Umwelt- 
zerstörung lösen kann und dies weltweit. Hiermit ist 
unmittelbar die Forderung nach Demokratisierung 
aller betroffenen Länder zu knüpfen, denn unter- 
drückte, hungernde Menschen denken nicht an 
Umwelterhaltung, sondern ans Überleben. 

Bei der Lösung dieser Probleme müssen die Industrie- 
staaten maßgeblich in die Pfhcht genommen werden. 
Die Erhaltung und langfristige Sicherung eines Welt- 
klimas, in dem Menschen noch menschenwürdig 
leben können, die Erhaltung der natürlichen Ökosy- 
steme und Biozönosen in ihrer riesigen Vielfältigkeit 
und damit die Sicherung der Vielfalt an Tier- und 
Pflanzenarten, sind elementare Aufgaben und nicht 
etwa ein Luxusthema. 

Die im Juni kommende UNCED wird all diese Fragen 
nicht lösen können. Sie muß aber, sowohl auf der 
Konferenz selbst, aber auch in ihrer Folge, der sofor- 
tige Beginn sein, für umfangreiche Strategien und 
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Maßnahmen zur Erhaltung der Lebensgrundlagen 
und die Verabschiedung internationaler Konventio- 
nen, die diesem Ziel gerecht werden. 

Abschheßend möchte ich noch einen Wunsch äußern: 
Ich bin überzeugt — und mit dieser Überzeugung 
stehe ich nicht allein — , daß dieser bedeutende Pro- 
zeß beschleunigt werden könnte, wenn mehr Frauen 
einflußreiche politische Posten erhielten. Lassen Sie 
uns alles in unseren Kräften Stehende tun, um diesen 
Prozeß zu unterstützen, damit wir eine gemeinsame 
Zukunft haben. Vielen Dank für Ihre Aufmerksam- 
keit. " 

Abg. Dr. Günther Müller (Originalsprache: Englisch) 
„Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

zwanzig Jahre, nachdem sich zum ersten Mal 1972 die 
Vereinten Nationen auf einer Weltumweltkonferenz 
in Stockholm mit ökologischen Problemen beschäftig- 
ten, wird das Thema Umwelt und Entwicklung bei der 
UNO-Konferenz in Rio de Janeiro zur größten Konfe- 
renz aller Zeiten die Schlagzeilen beherrschen. Es gibt 
keinen Zweifel, der Zustand des Planeten Erde ist 
besorgniserregend. Die Belastung der natürhchen 
Umwelt durch den Menschen, vor allem durch die 
Explosion der Bevölkerungszahl, kann nicht mehr 
verleugnet werden. Wenn auf der einen Seite der 
reiche Norden seinen hohen Lebensstandard beibe- 
halten wül, und die weniger entwickelten Länder zum 
Norden auf schließen wollen, ist Substainable Devel- 
opment notwendig. Dieses Motto der Organisation für 
Umwelt und Entwicklung, das für weltweites wirt- 
schaftliches Wachstum unter Respektierung ökologi- 
scher Grenzen plädierte, wird im Mittelpunkt der 
Überlegungen stehen. Wenn im Juni eine neue Erd- 
Charta unterschrieben werden soll, die ähnliche 
starke und nachhaltige Ausstrahlung wie die 1948 
geschaffene allgemeine Erklärung der Menschen- 
rechte haben wird, dann werden neue Zeichen 
gesetzt. Die Agenda 21, so genannt, weil sie einen 
möglichst umweltverträglichen Weg in das 21. Jahr- 
hundert weisen soll, ist ein Programm zur Verwirkli- 
chung der in der Erd-Charta festgeschriebenen 
Grundsätze. Das umfangreiche Dokument, über des- 
sen Ausgestaltung man in New York noch hart feil- 
schen wird, soll als ganzes unterzeichnet werden. Die 
Agenda 21 wird Handlungsanweisung zu allen Berei- 
chen enthalten, in denen Natur und Lebensgrundla- 
gen des Menschen durch menschhches Handeln 
gefährdet wird. Von der Luftverschmutzung, dem 
Abbau des Ozonschilds und dem Klimaeffekt über die 
Zerstörung der Böden und die Verschmutzung der 
Gewässer bis hin zum Artensterben. All diese Aspekte 
sollten nicht einseitig aus der Perspektive des privile- 
gierten Teils der Weltbevölkerung betrachtet werden, 
sondern stets auch im Hinblick auf eine Entwicklung, 
von der man sich in der Dritten Welt die Überwindung 
der Armut zu erhoffen vermag. 

Vor allem das Klima-Problem steht im Mittelpunkt. 
Die im Herbst 1990 in Genf stattgefundene zweite 
Weltklimakonferenz hat in dem umfassenden Bericht 
des Intergovernmental Panel On Climate Change ein 
Szenarium aufgezeigt, wonach die globale Tempera- 
tur als Folge eines vom Menschen bewirkten Treib- 
hauseffekts ohne Gegenmaßnahmen um rund 3 Grad 
steigen wird. 


Nachhaltige Eingriffe des Menschen sind deshalb 
erforderhch. Der Norden, vor allem aber Nord-Ame- 
rika, muß mit Energie sparsamer umgehen. Die hoch- 
industrialisierten Länder sollten sich auch stärker auf 
die Nutzung von Kernenergie konzentrieren, um die 
Belastungen durch fossile Kraftwerke zu reduzieren. 
Darüber hinaus wird es notwendig sein, nicht nur die 
tropischen Regenwälder, sondern die Wälder überall 
in der Welt zu schützen und zu erhalten und Neuauf- 
forstungen vorzunehmen, um auf den C02-Kreislauf 
einzuwirken. 

Nach Berechnungen der UNO wird schon bald über 
die Hälfte der Menschen in den Großstädten leben. 
Dies ist eine gefährliche Entwicklung, da die Verstäd- 
terung und Verslumung auch erhebliche Umweltpro- 
bleme mit sich bringt. Eine Entwicklungspohtik, die 
den ländlichen Raum, hier vor allem die Landwirt- 
schaft und das Handwerk fördert, ist eine entschei- 
dende Voraussetzung zur Bewältigung der Herausfor- 
derungen. 

Ohne finanzielle Transferleistungen werden die Pro- 
bleme nicht gelöst werden können. Der Reiche muß an 
den Armen etwas abgeben. Dies kann aber durchaus 
auch unkonventionell geschehen. Ich begrüße daher 
den Vorschlag der sieben größten Stromerzeuger in 
Europa und Kanada, Umweltschutzinvestitionen in 
Ländern der Dritten Welt vorzunehmen, in denen er- 
hebliche Reduzierungseffekte erreichbar sind, wenn 
ihnen dafür Ausgleichsleistungen in ihren Erzeuger- 
gebieten zugestanden werden. 

Alle Bemühungen um den Umweltschutz werden aber 
nur dann einen Sinn haben, wenn das Bewußtsein bei 
den Menschen wächst, daß sie selbst ihr Schicksal in 
der Hand haben. Soll das Leben lebenswert bleiben, 
dann sind gewaltige Anstrengungen erforderlich, um 
die Zukunft zu meistern. 

Wir Parlamentarier sind aufgerufen, dazu unseren 
Beitrag zu leisten und auch durch unser Vorbild mit 
dazu beizutragen, daß mit den Ressourcen der 
Menschheit sparsam umgegangen wird. " 

Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz (Originalsprache: Franzö- 
sisch) 

„Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Umwelt und Entwicklung gehören zusammen. Sie 
büden ein Tandem, bei dem der eine vom anderen 
abhängt, bei dem der eine die Unterstützung des 
anderen braucht. 

Der Europarat und seine Parlamentarische Versamm- 
lung, in deren Namen ich die Ehre habe, hier das Wort 
zu ergreifen, haben seit den 60er Jahren dazu beige- 
tragen, der internationalen Gemeinschaft ins Bewußt- 
sein zu rufen, daß die von den Vereinten Nationen zu 
Beginn gesetzten Ziele insoweit ergänzt werden muß- 
ten, als daß die Erhaltung der Umwelt noch hinzuzu- 
fügen sei. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zerstörung 
unserer Umwelt geht trotzdem weiter. Sie hat welt- 
weite Ausmaße erreicht und ist so weit fortgeschritten, 
daß sie das Überleben der Menschheit gefährdet. Die 
Menschheit ist dabei, sich selbst zu vernichten. Des- 
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halb spreche ich in diesem Zusammenhang auch oft 
von einem ökologischen Selbstmord. Die zweite 
Umweltkonferenz der Vereinten Nationen darf nicht 
scheitern — das wäre eine Katastrophe. Diese Konfe- 
renz von Rio de Janeiro muß zur Festlegung von 
Normen führen, die von den Industriestaaten bei ihrer 
Umweltpolitik — besonders im Bereich der Klima- 
beeinflussung — beachtet werden müssen. Ebenso 
gilt es jetzt, eine Neuausrichtung der Weltwirtschaft 
vorzunehmen, indem z. B. soziale, wirtschaftliche und 
Umweltnormen für das GATT, den Internationalen 
Währungsfonds und die multilateralen Entwicklungs- 
banken festgelegt werden. Die Industriestaaten müß- 
ten auch die Entwicklungsländer für die Zerstörung 
der Umwelt in diesen Ländern entschädigen. Eine 
Zerstörung, bei der der Norden sehr oft der Hauptver- 
antwortliche, der Süden jedoch das Hauptopfer ist. 

Was die Entwicklung betrifft, so möchte ich das Büd 
des Tandems gerne wieder auf greifen. In einer Ent- 
schließung und einem Bericht, die im Verlauf des 
Monats Mai der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates mit ihren 26 Mitgliedern vorgelegt wer- 
den, schlagen die beiden Berichterstatter, der nieder- 
ländische Kollege Harry Aarts und ich, einerseits die 
folgenden Punkte als Hauptbereiche der zukünftigen 
Zusammenarbeit zwischen dem Norden und dem 
Süden vor: 

— Investitionen in den Menschen selbst; 

— Stärkung der wirtschaftlichen Produktivität in den 
Entwicklungsländern einschließhch der Nah- 
rungsmittelproduktion; 

— Erleichterung des Handelsaustausches und Be- 
kämpfung des von den Staaten des Nordens betrie- 
benen Protektionismus; 

— substantielle Verringerung der Schuldenlast des 
Südens; 

— Verringerung des Bevölkerungsdrucks und natür- 
lich 

— Schutz der Umwelt. 

Andererseits gilt es, die Entwicklungshilfe zu verstär- 
ken, um zur Schaffung einer auf Dauer tragfähigen 
Entwicklung, die in Harmonie mit der Natur verläuft, 
beizutragen sowie zur Bekämpfung der Armut und 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Lebens für 
alle und somit zur Verwirküchung der verschiedenen 
Generationen der Menschenrechte. 

Was die Umwelt betrifft, so war der Europarat die erste 
Organisation, die sich auf europäischer Ebene den 
ökologischen Problemen widmete. In diesem Zusam- 
menhang sind einige Daten, die vor der Konferenz von 
Stockholm liegen, ganz entscheidend: 

In den 60er Jahren: 

— Schaffung des Ständigen Ausschusses für die 
Erhaltung der Natur; 

— Schaffung des Europäischen Informationszen- 
trums für die Erhaltung der Natur; 

— Erklärung über die Bekämpfung der Luftver- 
schmutzung und Europäische Wassercharta 

und im Jahre 1970: Europäisches Naturschutzjahr. 


Seit diesem Zeitpunkt hat die Parlamentarische Ver- 
sammlung Stellung bezogen und den Regierungen 
der Mitgliedstaaten und anderen europäischen und 
internationalen Organisationen Empfehlungen vor- 
gelegt, z. B. über den Schutz gefährdeter Alpenge- 
biete, den Schutz der Küsten, den Schutz der wildle- 
benden Tiere und Pflanzen und das dazugehörige 
europäische Rechtsinstrument — die Berner Konven- 
tion — , über Energie und Umweltschutz, über 
Umweltaufklärung, über die Probleme der Luftver- 
schmutzung, des sauren Regens und der Ozon- 
schicht. 

Vergangenes Jahr hat die Parlamentarische Ver- 
sammlung eine Empfehlung über die Ausarbeitung 
einer europäischen Charta oder Konvention über 
Umweltschutz und eine dauerhafte Entwicklung ver- 
abschiedet. 

Auf politischer Ebene könnte Europa somit im Bereich 
des Umweltschutzes eine ebenso wichtige Rolle spie- 
len, wie es im Bereich des Schutzes der Menschen- 
rechte geschieht. Im übrigen sind die Kompetenzen, 
die Erfahrungen und die gut eingespielten Mechanis- 
men des Europarates in bezug auf die Ausarbeitung 
von Rechtsinstrumenten ebenso wie seine weitrei- 
chende geographische Ausdehnung — der Europarat 
besitzt derzeit 26 Mitgliedstaaten — die besten Vor- 
aussetzungen für einen derartigen Ansatz. 

Zieht man all dieses in Betracht, so kann die Parla- 
mentarische Versammlung die Verabschiedung einer 
Erdcharta durch eine möglichst große Zahl der teil- 
nehmenden Staaten an der Konferenz in Rio de 
Janeiro nur unterstützen und fördern. Im Verlauf der 
nächsten Sitzung im kommenden Monat wird sich die 
Parlamentarische Versammlung des Europarates mit 
Berichten über die Vorbereitung eines konzertierten 
europäischen Vorgehens auf der Konferenz in Rio de 
Janeiro befassen. 

Dieser Bericht, der von Herrn Bondevik aus Norwegen 
im Namen des Umweltausschusses vorgelegt werden 
wird, zeigt die Übereinstimmung der seit der Stock- 
holmer Konferenz weltweit zum Ausdruck gebrachten 
Besorgnisse mit jenen, die für die Arbeit des Europa- 
rates und ganz besonders die seiner Parlamentari- 
schen Versammlung während des gleichen Zeitraums 
ausschlaggebend waren. Der Bericht hebt vor allem 
nachdrückhch die Notwendigkeit eines Engagements 
der Teilnehmerstaaten zugunsten von Folgemaßnah- 
men nach dieser Konferenz hervor. Auf gesamteuro- 
päischer Ebene, d. h. auf regionaler Ebene, könnte der 
Europarat das geeignete Forum für eine Koordinie- 
rung der in Rio de Janeiro verabschiedeten Empfeh- 
lungen sowie für die Implementierung der Erdcharta 
sein. 

Herr Präsident, hebe KoUeginnen und Kollegen, nach- 
dem wir nun den Ost-West-Konfhkt überwunden 
haben, können wir unsere gesamten Ressourcen für 
die wirkhchen Probleme dieser Welt einsetzen: Klima- 
änderungen, Umweltzerstörung, wachsende Armut in 
vielen Staaten der Dritten Welt, Verletzung der Men- 
schenrechte und fehlende Demokratie. Jedoch wird 
unser Hauptproblem der Nord-Süd-Konfhkt sein. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. '' 
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Der Aufbau und die Arbeitsweise der Demokratie 
und der Ausdruck der ethnischen Vielfalt als Mittel 
zur Gewährleistung der Stabilität aller Staaten, der 
wirtschaftlichen Entwicklung und eines besseren 
Einsatzes der Errungenschaften des Friedens zu 
Gunsten der Dritten Welt 

Von der Delegation der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland ergriffen zu 
diesem Tagesordnungspunkt die Abg. Heribert 
Scharrenbroich und Markus Meckel das Wort. Abg. 
Prof. Dr. Uwe Holtz sprach zu diesem Thema in seiner 
Eigenschaft als Vertreter der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates. 

Abg. Heribert Scharrenbroich (Originalsprache; Eng- 
lisch) 

„Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

sprechen wir es ganz offen aus: Flucht und Elend 
werden nicht nur durch Naturkatastrophen oder zu 
geringe Produktivität verursacht, sondern weitaus 
häufiger deshalb, weil die Politik allzu oft versagt, 
wenn es um die Förderung von Menschenrechten, 
Demokratie und Rechtsstaathchkeit geht. 

Wir sollten die Respektierung von Grundrechten 
nationaler Minderheiten zu einem zentralen Thema 
unserer Überlegungen machen. 

Wer die jüngste Geschichte analysiert, kommt zu dem 
Ergebnis, daß die Unterdrückung und Verfolgung 
nationaler Minderheiten die häufigsten Ursachen für 
Verfolgung, Vertreibung und Krieg sind. Wir halten es 
deswegen für wichtig, daß das Prinzip der Nichtein- 
mischung in die Angelegenheiten souveräner Staaten 
relativiert wird. Die Vereinten Nationen haben nicht 
nur das Recht, sondern sogar die Pflicht, durchzuset- 
zen, daß alle Staaten die Grundrechte der Minderhei- 
ten und Volksgruppen respektieren, so wie es die 
internationalen Konventionen verlangen. 

Es bedarf auch unabhängiger internationaler Kon- 
trollmechanismen und Institutionen, die von sich aus 
tätig werden, wenn Menschenrechte und Grund- 
rechte verletzt werden, wozu zweifelsohne auch die 
elementaren Rechte nationaler Minderheiten gehö- 
ren. Die Einsetzung eines Hochkomnüssars der Ver- 
einten Nationen für Menschenrechte und die Schaf- 
fung eines Internationalen Gerichtshofs für Men- 
schenrechte erscheint uns aus diesem Grund beson- 
ders wichtig. Überwachung der Respektierung inter- 
nationaler Menschenrechtsnormen, ihre Stärkung 
und stetige Verbesserung sollten die wichtigsten Auf- 
gaben beider Einrichtungen sein. 

Die Weltgesellschaft muß künftig auch deuthcher 
sanktionieren, daß bei ihr nur Respekt verdient, wer 
Streitigkeiten und Konflikte auf friedlichem Weg und 
im Geist der Toleranz unter Beachtung der UN-Charta 
und des Völkerrechtes regelt. 

Wenn es allzu viele Regierungschefs gibt, die mehr an 
der Ausdehnung ihrer Ideen und Macht als an der 
Respektierung der Menschen- und Freiheitsrechte 
ihrer Mitbürger oder Nachbarn interessiert sind, dann 
liegt dies auch daran, daß sie hoffen können, nie zur 
Rechenschaft gezogen zu werden. Es muß also zu 


einer Selbstverständlichkeit werden, daß Unrechtsre- 
gime auch von der Völkergemeinschaft zur Rechen- 
schaft gezogen werden. Jeder potentielle Unterdrük- 
ker muß schon vor seinem Anschlag auf Demokratie 
und Menschenrechte wissen, daß Delikte der Regie- 
rungskriminalität oder Verstöße gegen die nationale 
Verfassung oder internationales Recht auch von der 
internationalen Gemeinschaft geahndet werden. 

Herr Präsident, ich fasse zusammen: Überall dort, wo 
nationale Minderheiten in ihrem Recht beschnitten 
werden, ihre Kulturen und Traditionen zu entfalten, 
ist das friedhche Zusammenleben von Menschen 
gefährdet. Unterdrückung von Minderheiten ist die 
häufigste Ursache für Krisen und Kriege, Flucht und 
Vertreibung. 

Deswegen sollte diese Konferenz sich für die Respek- 
tierung der Minderheitenrechte und der demokrati- 
schen Verfassungen der Staaten vehement einsetzen, 
ebenso für die Einrichtung eines Hochkommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte und die 
Schaffung eines Internationalen Gerichtshofs für 
Menschenrechte sowie für die internationale Ahn- 
dung von Regierungskriminalität. Es geht darum, 
viele Menschen vor Flucht, Verfolgung, Hunger und 
Ermordung zu bewahren und um den Frieden in 
vielen Teilen der Welt wieder sicherer zu machen." 

Abg. Markus Meckel (Originalsprache: Enghsch) 

„Herr Präsident, verehrte Damen und Herren, 

ich komme aus dem Teil Deutschlands, der bis vor 
kurzem fast 60 Jahre lang unter zwei Diktaturen 
gelitten hat. 

Wir haben die Demokratie erkämpft, doch wir brauch- 
ten keinen langen Prozeß der Verfassungsgebung 
durchzumachen. Durch die Vereinigung Deutsch- 
lands erhielten wir eine gute, wirklich demokratische 
Verfassung. 

Uns ist damit ein schwieriger Prozeß der Verfassungs- 
bildung erspart geblieben, der sonst in jedem Land 
nach einer Diktatur notwendig ist. Denn man kann 
nicht einfach Regelungen einer diktatorischen Ein- 
parteienherrschaft übernehmen, gerade dann nicht, 
wenn es ein Scheinparlament gab, wie es ja auch bei 
uns in der DDR war. 

Wir wollen uns hier mit einer Resolution für Demokra- 
tie und Entwicklung einsetzen. Das ist richtig und 
wichtig. Es gibt keine Entwicklung ohne Demokratie 
und ohne Schutz der Menschenrechte. 

Wird uns doch immer klarer, daß es langfristig Frieden 
und Entwicklung nur gibt, wo die Menschen an der 
Gestaltung ihrer Verhältnisse selbst wirklich beteihgt 
sind, wo Macht und Regierungseinrichtungen wir- 
kungsvoll von einem Parlament kontrolliert werden 
und es Institutionen der friedlichen Streitregelung 
gibt. 

Ein wichtiges Kriterium für die Demokratie ist die 
Achtung von Minderheitenrechten und die öffentliche 
Arbeitsfähigkeit der Opposition. 

Eine Grundbedingung ist Rechtssicherheit. Die Men- 
schen müssen vor der Willkür Mächtiger im Lande 
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geschützt werden. Ich selbst habe lange in einem 
Land gelebt, in dem Recht zum Instrument der Herr- 
schenden gemacht wurde. Demokratie braucht die 
Gewaltenteilung: unabhängige Rechtssprechung 
ebenso wie wirklich frei handelnde, frei gewählte 
Parlamente. 

Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts müssen wir 
uns auch als IPU stärker der Herausforderung der 
Demokratie stellen. 

Wir sind hier als Parlamentarier aus der ganzen Welt 
zusammengekommen. Als solche müssen wir die 
Wächter von Demokratie und Menschenrechten sein, 
auch für uns selbst stärker die Frage der Macht der 
Parlamente stellen, Regierungen zu kontrollieren. 

Ich muß gestehen, daß es für mich ein unerträglicher 
Gedanke ist, daß auch die Volkskammer der diktato- 
rischen DDR — d. h. das Scheinparlament, die Ja- 
Sage-Maschine — hier gleichberechtigt mitgearbei- 
tet und gewiß manche Entscheidung für Demokratie 
blockiert hat. Ich denke, wir dürfen als IPU hier der 
Zeit nicht hinterherlaufen. Wir müssen auch noch viel 
stärker beim Aufbau und der Beratung freier Parla- 
mente mithelfen. 

Ein letztes: 

Wir tagen hier in einem Land, das nach Jahrzehnten 
der Willkürherrschaft jetzt den Weg zur Demokratie 
beschreitet. Das ist wichtig, und wir haben das gewür- 
digt. 

Doch müssen wir darauf achten, daß wir hier nicht als 
Propagandainstrument von Scheindemokratie miß- 
braucht werden. Es ist jedenfalls kein Zeichen von 
Demokratie, wenn ein Parlament nach der Geschäfts- 
ordnung eines Einparteien-Scheinparlaments arbei- 
tet. Es ist kein Zeichen von Demokratie, wenn der 
Innenminister einen Menschen drei Monate lang 
einsperren kann, ohne daß ein Gerichtsurteil nötig ist 
und daß er sogar eine mißliebige Partei auflösen 
kann. 

Daß wir uns am Montag in der Frage des Kongreß- 
Beginns dem Willen des hiesigen Präsidenten ge- 
beugt haben, war keine Stärkung der Position freier 
Parlamentarier in diesem Land. Und ich denke, das ist 
doch unsere Aufgabe. 

Meine Damen und Herren, tun wir alles, damit diese 
Konferenz zu einem Trompetenstoß für wirkliche 
Demokratie, auch in diesem Land wird und nicht der 
Stützung der bisher Mächtigen dient. 

Ich danke Ihnen. " 

Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz (Originalsprache: Eng- 
lisch) 

„Herr Präsident, verehrte Delegierte, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, 

das Thema der heutigen Debatte ist ziemlich komplex. 
Ich hoffe. Sie werden verstehen, daß ich in meinen 
Ausführungen nur einige spezielle Punkte heraus - 
greife. 

Das Thema weist in der Tat auch auf einige Fakten 
hin, auf wesentliche Veränderungen, die sich in 


jüngster Zeit in der Welt ergeben haben. Eine dieser 
Veränderungen besteht darin, daß die Demokratie, 
nachdem sie im Verlauf vieler Jahrzehnte eine eher 
verborgene und manchmal bedrohte Existenz geführt 
hat, jetzt auf dem Vormarsch ist. Anders ausgedrückt: 
, Diktatoren und Unterdrücker, seht Euch vor!' Eine 
weitere Veränderung besteht darin, daß die zentrale 
Planwirtschaft, so wie sie die frühere Sowjetunion in 
ihrem Staat und in ihrer ehemaligen ,Einflußsphäre' 
praktizierte, nun für tot erklärt werden kann, auch 
wenn sie vielleicht in einer Handvoll Staaten, die die 
Zeichen der Zeit nicht erkennen, ein eher kümmerli- 
ches Dasein führt. Drittens ist festzustellen, daß wir 
jetzt die Chance haben, eine friedlichere Welt aufzu- 
bauen, in der jeder ein menschenwürdiges Leben 
führen kann. Das wird aber nur dann der Fall sein, 
wenn wir unsere Karten richtig ausspielen, d. h. wenn 
wir die Gelegenheiten ergreifen, die uns mit dem 
Ende des Kalten Krieges geboten werden. 

Heute können bestimmte Staaten des Südens Pro- 
zesse wie die Demokratisierung und die Verwirkli- 
chung der Menschenrechte nicht mehr auf die lange 
Bank schieben. Sie können auch den Osten nicht 
länger gegen den Westen ausspielen und gleichzeitig 
nichts zur Verbesserung der Lage ihrer eigenen 
Bevölkerung tun. In zunehmendem Maße wird es in 
Zukunft eine Unterstützung nur in dem Maße geben, 
wie sichergestellt wird, daß sie dem gesamten Volk 
zugute kommt und nicht nur den wenigen, die die 
Herrschaft in den Händen halten. 

Generell hat sich eine neue Entschlossenheit bei den 
westlichen Geberländern eingestellt, und ganz beson- 
ders bei den Mitgliedstaaten des Europarates hat sich 
ein neues Verständnis entwickelt, wenn es darum 
geht, Kriterien der oben erwähnten Art für die Ent- 
wicklungszusammenarbeit festzulegen. Die Parla- 
mentarische Versammlung ebenso wie der Europarat 
waren wegweisend bei diesem Prozeß und beabsich- 
tigen, dies auch in Zukunft zu sein. In der Tat hat der 
Europarat mittlerweile 26 Mitgliedstaaten, und die 
Parlamente acht weiterer Staaten besitzen den soge- 
nannten Gaststatus bei der Parlamentarischen Ver- 
sammlung. Der gegenwärtige Zeitpunkt ist außerge- 
wöhnlich günstig für die Entfaltung von Demokratie. 
Immer mehr Mitgliedstaaten des Europarates verlan- 
gen, daß die Empfängerstaaten den Prozeß der Demo- 
kratisierung einleiten und die Respektierung der 
Menschenrechte gewährleisten müssen, wenn sie 
weiterhin die Vorteile von Kooperationsprogrammen 
in Anspruch nehmen wollen. 

Nur wenn rechenschaftspflichtige Regierungen, nur 
wenn eine freie Opposition und eine freie Presse fest 
verankert sind, besteht überhaupt Hoffnung, die Kor- 
ruption einzudämmen, den häufig aufgeblähten 
öffentlichen Sektor zu straffen und zu verhindern, daß 
Gewinne aus Exporten statt in den Taschen einiger 
weniger zu landen eher der breiten Masse der Bevöl- 
kerung zugute kommen. 

Der neue Wind, der durch die ganze Welt weht, 
enthält eine Botschaft. Sie lautet, daß Diktaturen, 
Unterdrückung, korrupte Führungsschichten, ineffi- 
ziente Verwaltungen — überall in der Welt — , über- 
holte Managementkonzepte, ungerechte und ineffi- 
ziente Produktionsverfahren und eine äußerst unge- 
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rechte Verteilung von Wohlstand und Einkommen 
nicht länger hingenommen werden. Es ist nicht nur die 
einheimische Bevölkerung, die das nicht mehr akzep- 
tiert, sondern darüber hinaus werden Staaten, die 
weiterhin Systeme dieser Art aufrechterhalten, fest- 
stellen müssen, daß ihre wirtschaftliche Entwicklung 
zunehmend hinterherhinkt. 

Der Grund hierfür ist, daß langfristig nur Frauen und 
Männer, die frei sind, sich frei zu äußern und ein 
Leben ohne Einschüchterung führen können, in pro- 
duktiver Weise zu einer erfolgreichen Wirtschaft bei- 
tragen können. Eine anhaltende wirtschafthche Ent- 
wicklung ist nur dann möglich, wenn der Mensch in 
den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit gerückt wird. 

Die seit mehreren Jahren regelmäßig veranstalteten 
Straßburger Konferenzen für Demokratie haben diese 
Grundsätze immer wieder hervorgehoben. Ein Kollo- 
quium, das im Rahmen der Straßburger Konferenz für 
Demokratie veranstaltet wurde, fand im März vergan- 
genen Jahres in Dakar statt. Das Thema dieser Kon- 
ferenz lautete »Demokratie und Entwicklung in 
Afrika: die Erfahrungen der AKP-Staaten'. Dort hör- 
ten wir aus den Staaten des Nordens Afrikaner erklä- 
ren, daß die Formel: erst Entwicklung — dann Demo- 
kratie — nicht funktionierte. Es gab in einer Reihe von 
Staaten keine Demokratie, es fand dort aber auch 
keine Entwicklung statt. Der große Teünehmerkreis 
bei dieser Konferenz, zu dem auch PoÜtiker aus 
Kamerun gehörten, zeigte den Wunsch zahlreicher 
Menschen in diesem Teü der Welt, Veränderungen 
herbeizuführen. Die Mitgliedstaaten des Europarates 
und der Europarat unterstützen diese Bestrebungen 
voll und ganz. 

Im September 1991 war ich Vorsitzender einer Sitzung 
des Unterausschusses für internationale Wirtschafts- 
beziehungen in Abidjan, der Hauptstadt der Elfen- 
beinküste. Wir wollten ein Beispiel setzen. Wir wollten 
zeigen, daß die Industriestaaten — auf jeden Fall das 
demokratische Europa — die großen Probleme des 
Südens nicht vergessen haben, daß der voll und ganz 
berechtigte Einsatz Europas für Mittel- und Osteuropa 
nicht unsere Unterstützung für die Entwicklungslän- 
der mindern darf. Deshalb hat die Parlamentarische 
Versammlung mehrfach darauf hingewiesen, daß die 
öffentliche Entwicklungshilfe endlich auf mindestens 
0,7 % des BSP angehoben werden sollte. Wir betonen 
darüber hinaus, daß der Norden nicht auf protektioni- 
stische Maßnahmen zurückgreifen und seine Grenzen 
für Exporte aus dem Süden nicht schließen darf 
(natürlich auch nicht für jene aus Mittel- und Osteu- 
ropa). Nord-Süd-Hilfe in Verbindung mit geschlosse- 
nen Handelsgrenzen im Norden — das macht keinen 
Sinn. Und schheßlich war es unser Bestreben, in 
Afrika eine Entwicklung in Richtung auf Demokratie 
zu ermutigen und sicherzustellen, daß die Entwick- 
lungszusammenarbeit diesem Ziel dient. 

ln einem Bericht, den ich gemeinsam mit meinem 
niederländischen Kollegen Harry Aarts im Mai dem 
Europarat vorlegen werde, gehen wir sogar so weit, 
eine Reihe von Kriterien vorzuschlagen, welche die 
Mitgliedstaaten des Europarates bei der Aufnahme 
von Entwicklungszusammenarbeit mit Staaten des 
Südens berücksichtigen sollten. Das wichtigste Krite- 
rium bleibt natürhch der Grad der Armut in dem 


betroffenen Land. Nichts kann dringender sein als die 
Beseitigung der bitteren Not breiter Bevölkerungs- 
teüe. 

Aber dann gibt es noch vier weitere Kriterien, die 
zusanunen genommen eine flexible Meßlatte bilden 
sollen zur Festlegung des Umfangs, der Kanäle und 
der Modalitäten der öffentlichen Entwicklungshilfe. 
Das erste Kriterium ist das der Menschenrechte. 
Offizielle Hilfe sollte prinzipiell solchen Ländern Vor- 
behalten sein, die sich in Richtung auf Demokratie, 
Beachtung der Menschenrechte und Schaffung effi- 
zienter und rechenschaftspflichtiger Verwaltungen 
bewegen. Diktaturen sollten nicht länger durch 
unsere Steuergelder unterstützt werden. Die offizielle 
Hilfe für Länder, in denen der Demokratisierungspro- 
zeß gestoppt wurde, sollte grundsätzlich unterbro- 
chen werden, wobei Not Situationen und humanitäre 
Maßnahmen ausgenommen sein sollten. 

Das zweite Kriterium betrifft wirtschaftliche und 
soziale Reformen. Das dritte betrifft militärische Aus- 
gaben, und das letzte Kriterium ist das der Umwelt. 
Diese Kriterien sollten auch in der Gestaltung der 
Außenpolitik und der Handelspolitik berücksichtigt 
werden. Es ist besonders wichtig, daß gerade letztere 
offen und fair gegenüber den Entwicklungsländern ist 
und es ihnen ermöglicht, ihre Wirtschaft aufzubauen 
und zu gleichberechtigten Partnern in der Weltwirt- 
schaft heranzuwachsen. Bislang arbeitet die Weltwirt- 
schaft, donüniert von westlichen Staaten, in vielen 
Bereichen gegen die Interessen der Entwicklungslän- 
der. So sollten z. B. die vom IWF, der Weltbank und 
anderen Gebern geforderten Strukturanpassungs- 
programme das Auf keimen junger demokratischer 
Triebe in den betroffenen Staaten nicht henunen. 

Alles in allem, Herr Präsident, kann man feststellen, 
daß wir es mit einer völhg neuen Welt zu tun haben. 
Wenn wir die uns gebotenen Möglichkeiten ergreifen, 
können wir die Grundlagen für ein neues Zeitalter des 
Wohlstands und der internationalen Verständigung 
schaffen. Vielen Dank, Herr Präsident." 


Generaldebatte über die politische, wirtschaftliche 
und soziale Lage in der Welt 

Von der Delegation der Interparlamentarischen 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland sprachen zu 
diesem Tagesordnungspunkt die Abg. Leni Fischer 
und Ulrich Irmer. 

Abg. Leni Fischer (Originalsprache: Enghsch) 

„Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

erstmals seit der IPU-Tagung im Lome im Jahre 1985 
findet wieder eine Interparlamentarische Konferenz 
in einem afrikanischen Land statt, nämlich in Kame- 
run. 

ln den vergangenen Jahren hat sich unsere Welt 
grundlegend gewandelt. Der Demokratisierungspro- 
zeß beschränkt sich aber nicht allein auf Osteuropa 
und die ehemahge Sowjetunion, er hat auch in vielen 
Ländern Afrikas seinen Einzug gehalten. Zahlreiche 
afrikanische Länder haben den Weg der Demokratie 
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eingeschlagen und haben große Anstrengungen 
unternommen, demokratische Strukturen aufzu- 
bauen. Dabei geht es nicht nur darum, ein Mehrpar- 
teiensystem zu haben, sondern ein plurahstisches und 
effizientes System. Demokratie und Entwicklung 
sowie die gleichberechtigte Beteiligung von Frauen 
am pohtischen Entscheidungsprozeß sind eng mitein- 
ander verbunden. 

Die positiven Veränderungen dürfen uns aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß weiterhin zahlreiche 
afrikanische Länder wegen der drückenden Schul- 
denlast und der Abhängigkeit von den Rohstoffprei- 
sen vor großen wirtschaftlichen und sozialen Proble- 
men stehen. Auch andere Staaten der Welt werden 
durch die Schuldenlast sehr stark gedrückt. 

Im Rahmen büateraler und multüateraler entwick- 
lungspohtischer Zusammenarbeit werden die indu- 
striahsierten Staaten des Nordens sich weiterhin 
bemühen, zur Überwindung der wirtschaftlichen 
Krise in Afrika und in Lateinamerika beizutragen. Die 
westlichen Länder werden Afrika und Lateinamerika 
nicht vergessen, auch wenn sie vor einer neuen 
Herausforderung stehen, der Unterstützung der 
neuen Demokratien in Osteuropa und insbesondere in 
den Nachfolgestaaten der ehemahgen Sowjetunion. 

Bei der Unterstützung der Länder Osteuropas müssen 
wir berücksichtigen, daß sich die wirtschafthchen 
Bedingungen zum Teil von denen der Entwicklungs- 
länder unterscheiden. Es sind deshalb für die indu- 
strialisierten Regionen Mittel- und Osteuropas andere 
Formen der Hilfe nötig. 

Hilfe für Osteuropa muß nicht in erster Linie eine 
finanzielle Hilfe sein, sie ist vielmehr eine Frage von 
Beratung, Ausbildung und Wissenschaftstransfer. 
Anders ist die Situation in den zentralasiatischen 
Ländern der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, 
die die typischen Probleme der Entwicklungsländer 
auf weisen. 

Die Völker Mittel-, Ost- und Südosteuropas leiden 
sehr unter dem verheerenden Vermächtnis des kom- 
munistischen Unterdrückungssystems. Ihre neuge- 
wonnene Freiheit muß die Grundlage einer neuen 
dauerhaften Stabilität sein. Wir leben nicht auf einer 
Insel, abgeschnitten von den anderen, sondern sind 
direkt von dem betroffen, was um uns herum 
geschieht. Politische Instabilität, wirtschaftÜche Not- 
lage oder soziale Unruhen in unseren Nachbarstaaten 
ün Osten würden unmittelbare Auswirkungen, nicht 
nur auf ganz Europa, haben. 

Friedhcher und stabüer Fortschritt auf unserem 
gesamten Kontinent ist der Schlüssel für eine Zukunft 
in Frieden und Stabilität. Die Werte Frieden und 
Selbstbestimmung müssen weiterhin die Leitprinzi- 
pien bleiben. 

In diesem Zusammenhang wird die KSZE eine ent- 
scheidende Rolle bei der Neugestaltung Europas nach 
den pohtischen Umwälzungen in Osteuropa spielen. 
Und meine besten Wünsche gelten einem fruchtbaren 
Anfang eines ebensolchen Prozesses im Mittelmeer- 
raum. 


Nach dem Ende des Ost-West-Konfhkts und den sich 
daraus ergebenden pohtischen Veränderungen in der 
Welt wird den Vereinten Nationen sowie der KSZE 
und der VSBM eine zentrale Rohe zukommen. 

Die Vereinten Nationen können dieser neuen Rohe 
nur dann gerecht werden, wenn es eine baldige und 
vor aUem umfassende Reform des UN- Systems geben 
wird. Es ist deshalb wichtig, daß auch die IPU als 
möghcher parlamentarischer Counterpart der Verein- 
ten Nationen mit eigenen Vorschlägen ihren Beitrag 
zur Reform des UN-Systems leistet." 

Abg. Ulrich Inner (Originalsprache: Enghsch) 

„Herr Präsident, hebe KoUeginnen und KoUegen, 

eine Tagung der IPU, die die politische Situation in der 
Welt diskutiert, sohte sich vor aUem darauf konzen- 
trieren, den Zustand des Parlamentarismus auf unse- 
rem Erdball zu untersuchen. 

Wir aUe bedauern und verurteilen den Staatsstreich in 
Peru, durch den parlamentarische Rechte brutal und 
entgegen aUen Regeln der Verfassungsordnung 
beseitigt worden sind. Betrachten wir aber die Situa- 
tion im ganzen, so können wir zu unserer großen 
Zufriedenheit feststeUen, daß es in jüngsten Jahren für 
die Sache des Parlamentarismus ganz erhebhche 
Fortschritte gegeben hat. Nicht daß etwa neue Parla- 
mente eingerichtet worden wären in Ländern, in 
denen es sie bisher nicht gab. Aber in einer ganzen 
Reihe von Staaten hat sich der Charakter bereits 
bestehender Parlamente ganz grundlegend verän- 
dert. Ich denke hier natürhch besonders an die neuen 
Demokratien in Mittel- und Osteuropa, wo wir Zeugen 
einer Wiedergeburt des wahren Parlamentarismus 
geworden sind. 

In dieser IPU- Versammlung erinnern wir uns noch 
sehr gut daran, daß auch in der Zeit vor den friedhchen 
demokratischen Revolutionen hier Schilder auf den 
Tischen standen, welche die Delegationen Polens, 
Ungarns, der Tschechoslowakei, der Sowjetunion, 
Ostdeutschlands usw. auswiesen. Aber die Kollegen, 
die damals hinter diesen Schildern saßen und zu uns 
sprachen, konnte man die denn wirküch als echte 
Parlamentarier bezeichnen? Ich meine eher: nein. 
Denn sie hatten ihre Mandate durch Pseudo-Wahlen 
erhalten, deren Ergebnisse entweder schon von vorn- 
herein feststanden oder doch nachträglich gefälscht 
wurden, wann immer es die Menschen etwa gewagt 
hatten, bei ihrer Stimmabgabe von der offiziellen 
Linie abzuweichen. 

Dabei fällt mir die Geschichte jenes Diktators ein, dem 
bei seinem Besuch in einem demokratischen Land 
voller Stolz ein Computer vorgeführt wurde, der die 
endgültigen Ergebnisse schon eine einzige Stunde 
nach Schließung der Wahllokale ausspucken konnte. 
Der Diktator jedoch war hiervon wenig beeindruckt 
und meinte, bei sich zu Hause kenne er die Ergebnisse 
immer schon mindestens drei Monate vor der Wahl. 
Ich will damit sagen, daß es einen Riesenunterschied 
gibt zwischen rein formalen parlamentarischen Struk- 
turen ohne jede Substanz und den Systemen, wo 
Abgeordnete wahre Vertreter des Volkes sind und 
echte Entscheidungsbefugnisse haben. Nur diese 
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zweiten Systeme verdienen eigentlich den Namen 
,, parlamentarisch", und glückhcherweise hat sich ja 
die Zahl der Delegationen, die diesem Anspruch 
gerecht werden, hier deutlich erhöht, nicht zuletzt 
durch die vorher erwähnten mittel- und osteuropäi- 
schen Staaten. 

Einen Fehler müssen wir jedoch vermeiden: Traditio- 
nen, Kulturen, Lebensbedingungen, Sitten und Über- 
zeugungen sind weltweit so unterschiedlich, daß ein 
System, das für eine Reihe von Ländern höchst geeig- 
net ist, nicht notwendigerweise auf eine andere Welt- 
gegend paßt. Daher sollten wir nicht einer bhnden 
Übertragung eines bestimmten Systems auf andere 
Länder das Wort reden. Eine reiche Auswahl durchaus 
brauchbarer Modelle steht zur Verfügung und ist 
dann akzeptabel, wenn bestimmte wesenüiche Kern- 
punkte darin enthalten sind, darunter Achtung der 
Menschenrechte und der elementaren Freiheiten, 
Rechtsstaatlichkeit, pohtische Mitwirkung, Macht- 
kontrolle, „good governance", wie die Briten sagen, 
und der Kampf gegen Korruption. In diesem Sinne 
begrüßen wir aus ganzem Herzen die ernsten Bemü- 
hungen und die bereits erzielten Erfolge vieler afrika- 
nischer Staaten, darunter auch unser liebenswertes 
Gastland Kamerun, ihre inneren Ordnungen zu refor- 
mieren und den Weg in Richtung auf mehr Demokra- 
tie und auf ein höheres Maß an parlamentarischer 
Beteiligung zu gehen. Dies ist gewiß kein leichter 
Weg, und manche Rückschläge sind wohl unvermeid- 
lich. Aber wir möchten Sie ermutigen, entschlossen 
und zuversichtlich in diese Richtung weiter fortzu- 
schreiten. Dies wird umgekehrt uns in die Lage 
versetzen, unsere Bürger und Steuerzahler zu Hause 
davon zu überzeugen, daß wir Afrika nicht vergessen 
dürfen. Wie Sie alle wissen, hat mein Land die 
schwierige und kostspielige Aufgabe zu meistern, 
nicht nur unsere eigenen östlichen Bundesländer 
wiederaufzubauen, sondern darüber hinaus unseren 
östlichen Nachbarn dabei zu helfen, nach jahrzehnte- 
langer Diktatur und Mißwirtschaft wieder auf die 
Füße zu kommen. Aber alle Mitgheder meiner Dele- 
gation stimmen mit mir darin überein, daß dies unsere 
Anstrengungen bei der Zusammenarbeit mit Afrika 
und anderen Entwicklungsländern nicht schmälern 
darf. Als Menschen, die wir alle sind, sind wir gegen- 
seitig füreinander verantworthch. Afrika auf seinem 
Weg zu mehr Demokratie und zu besseren Lebensver- 
hältnissen verdient unsere Hilfe und unser Engage- 
ment. Afrika ist der Mühe wert. " 


III. Sitzung des Interparlamentarischen Rates 

Am 6. und 11. April 1992 trat der Interparlamentari- 
sche Rat zu seiner 150. Sitzung zusammen. Für die 
deutsche Delegation nahmen Abg. Leni Fischer und 
Prof. Dr. Uwe Holtz an den Sitzungen teil. 

Zu Beginn der Sitzung gab Generalsekretär Pierre 
Cornillon einen kurzen mündlichen Bericht über die 
Arbeit und die Aktivitäten der Interparlamentarischen 
Union seit der letzten Konferenz in Santiago de Chile. 
Er ging dabei insbesondere auf das foUow-up der 
Resolutionen ein und berichtete über seine Kontakte 
mit Vertretern der Vereinten Nationen. Im Anschluß 


an den Bericht unterstrich Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz, 
daß die IPU in mancher Hinsicht, insbesondere was 
die Menschenrechte betreffe, erfolgreiche Arbeit lei- 
ste. Nichtsdestoweniger arbeite die IPU immer noch 
im Schatten der Weltpolitik. Die Mitghedsländer müß- 
ten sich darüber im klaren sein, daß die IPU nur so 
stark sein könne, wie die Mitgliedsländer bereit seien, 
ihre Aktivitäten zu unterstützen. Das Ziel der IPU 
müsse es sein, der Interparlamentarische Counterpart 
der Vereinten Nationen zu werden. Die Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung in 
Rio de Janeiro sei zum Scheitern verurteilt, wenn es 
keine starke parlamentarische Stimme gebe. In die- 
sem Zusammenhang wies er auf eine Initiative von 
Wissenschaftlern und Ingenieuren zur Globalisierung 
der Demokratie (IGB) hin. Eine zunehmende Anzahl 
von Menschen sei besorgt über das wachsende Aus- 
maß der globalen Probleme. Globale Probleme ver- 
langten globale Akteure mit globalen Interessen und 
globaler Verantwortung. Für die Initiative zur Globa- 
lisierung der Demokratie sei die Schaffung eines 
globalen parlamentarischen Gremiums ein erstes 
praktisches Ziel. Seit mehr als 15 Jahren kämpfe er als 
aktives Mitglied in der IPU gegen unnötige Doppelar- 
beit und gegen die Schaffung neuer weltweiter parla- 
mentarischer Gremien. Aber dies müsse bedeuten, 
daß die IPU in Zukunft mehr tun müsse, um ihre Rolle 
innerhalb der internationalen poütischen Gemein- 
schaft zu stärken. 

Ausgehend von einer Initiative seines Präsidenten 
befaßte sich der Interparlamentarische Rat mit der 
Schaffung eines Preises der IPU für herausragende 
Leistungen auf dem Gebiet der parlamentarischen 
Diplomatie. Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz wies auf die 
Schwierigkeiten hin, die sich ergeben könnten, wenn 
konkrete Vorschläge zur Preisverteilung gemacht 
werden müßten. Im übrigen müsse sich jeder IPU- 
Parlamentarier darum bemühen, auf dem Gebiet der 
parlamentarischen Diplomatie aktiv zu sein. Er sei 
deshalb nicht sicher, ob ein Preis für die Arbeit, die alle 
IPU-Parlamentarier in ihren eigenen Parlamenten 
leisten mußten, verliehen werden sollte. Er regte 
daher an, die Entscheidung über die Schaffung eines 
IPU-Preises zu vertagen. Der Interparlamentarische 
Rat beschloß daraufhin, diesen Tagesordnungspunkt 
bei der nächsten Sitzung in Stockholm nochmals 
aufzugreifen. 

Anschließend nahm der Interparlamentarische Rat 
den Bericht des Rechnungsprüfers sowie die Berichte 
des Umweltausschusses, des Ausschusses für Nah- 
ost-Fragen und des Ausschusses zur Überwachung 
der Situation in Zypern zustimmend zur Kenntnis. Der 
anschheßend vom zypriotischen Abg. Nicos Anasta- 
siades vorgetragene Bericht des Ausschusses zum 
Schutz der Menschenrechte von Parlamentariern 
befaßte sich mit insgesamt achtzig Fällen von Men- 
schenrechtsverletzungen in acht verschiedenen Län- 
dern. Im Mittelpunkt des Berichts standen erneut 
Menschenrechtsverletzungen an Parlamentariern in 
Myanmar, dem ehemaligen Birma. In einer vom 
Interparlamentarischen Rat angenommenen Resolu- 
tion wird bedauert, daß die Verantwortlichen in 
Myanmar der Entsendung einer Beobachterdelega- 
tion aus IPU- Parlamentariern widersprochen haben. 
Zugleich werden die Verantwortlichen in Myanmar 
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aufgefordert, ihre ablehnende Entscheidung zu über- 
denken und mit dem Ausschuß zum Schutz der 
Menschenrechte von Parlamentariern zusammenzu- 
arbeiten. Abg. Prof. Dr. Uwe Hottz wies darauf hin, 
daß die Parlamentarische Versammlung des Europa- 
rates im Zusammenhang mit den Menschenrechtsver- 
letzungen in Myanmar in gleicher Weise agiert habe. 
Desweiteren teilte er mit, daß die deutsche Bundesre- 
gierung alle Entwicklungshilfeprojekte für Myanmar 
blockiert habe. Später wählte der Interparlamentari- 
sche Rat den dänischen Abgeordneten Oie Espersen 
mit 67 zu 41 Stimmen als weiteres stellvertretendes 
Mitghed in den Menschenrechtsausschuß. 

Anschheßend gab der amtierende Vorsitzende des 
Interparlamentarischen Rates, Abg. Miguel Angel 
Martinez, einen kurzen Bericht des Exekutivaus- 
schusses zur Pohtik und zu den zukünftigen Aktivitä- 
ten der IPU ab. Im Mittelpunkt des Berichts standen 
mögliche Veränderungen in Arbeitsweise und Ablauf 
der Interparlamentarischen Konferenzen. Der Exeku- 
tivausschuß habe festgestellt, daß für die Abhaltung 
der IPU-Konferenzen bereits bis zum Jahre 1995 
Zusagen gemacht worden seien und eine Änderung 
im Konferenzrhythmus deshalb erst ab 1996 möglich 
sei. Zugleich sei sich der Ausschuß aber auch bewußt 
gewesen, daß jede Veränderung in der Konferenz - 
Struktur eine lange Vorbereitungszeit erfordere. Des- 
halb habe der Exekutivausschuß den Generalsekretär 
gebeten, zu dieser Problematik einen Fragebogen an 
die nationalen Gruppen zu verschicken. Der Interpar- 
lamentarische Rat stimmte anschließend der Empfeh- 
lung des Exekutiv ausschusses zu, den Ausschuß für 
nicht autonome Gebiete und ethnische Fragen aufzu- 
lösen. Der Rat nahm außerdem den Vorschlag des 
Exekutivausschusses, den Artikel 1 Absatz 2 der Sta- 
tuten zu ändern, zur Kenntnis. Ein zusätzÜches Ziel 
der IPU soll danach sein, „einen Beitrag zum Schutz 
und zur Förderung der Menschenrechte, die univer- 
sell sind und deren Achtung ein wesentÜcher Faktor 
für Demokratie und Entwicklung ist, zu leisten”. 

Im Anschluß daran berichtete Abg. Leni Fischer in 
ihrer Eigenschaft als neu gewählte Vorsitzende des 
Koordinierungsausschusses des Treffens der Parla- 
mentarierinnen über deren Arbeit und stellte einen 
Resolutionsentwurf zum Thema „Frauen und pohti- 
sche Macht” vor. Die Resolution sehe die Konsultation 
der nationalen Gruppen vor, um bis zur Konferenz in 
Stockholm einen Aktionsplan auszuarbeiten, der dazu 
beitragen solle, die in der IPU-Studie „Frauen und 
politische Macht” auf gezeigte Situation zu verändern. 
Da Demokratie nur dann erreicht werden könne, 
wenn Männer und Frauen gleichberechtigt am politi- 
schen Entscheidungsprozeß beteiligt seien, habe das 
Frauentreffen vorgeschlagen, eine Arbeitsgruppe 
bestehend aus einer gleichen Anzahl von Männern 
und Frauen in Stockholm einzusetzen, die die Vor- 
schläge der nationalen Gruppen zu einem zukünfti- 
gen Aktionsplan prüfen solle. Der Resolutionstext zum 
Thema „Frauen und poütische Macht” wurde 
anschheßend vom Interparlamentarischen Rat ein- 
stimmig angenommen. 

Der Interparlamentarische Rat stimmte außerdem 
dem Antrag der arabischen Gruppen zu, in Zukunft 
auf Kosten der IPU während der Konferenzen auch 


Simultanübersetzungen ins Arabische vorzusehen. 
Auf Vorschlag des Interparlamentarischen Rates wur- 
den der ungarische Abg. Dr. György Papp und der 
bulgarische Abg. Ilko Eskenazi später von der Inter- 
parlamentarischen Konferenz als neue Mitgheder in 
den Exekutivausschuß gewählt. 

Auf Empfehlung des Exekutivausschusses suspen- 
dierte der Interparlamentarische Rat die Mitghed- 
schaft der Dominikanischen RepubÜk und Zaires. Der 
IPU gehören nunmehr insgesamt 1 14 Mitghedsländer 
an. 

Der Interparlamentarische Rat legte außerdem die 
Tagesordnung für die 88. Interparlamentarische Kon- 
ferenz vom 7. bis 12. September 1992 in Stockholm 
fest. Die Themenschwerpunkte lauten: 

Der Beitrag der Parlamente zur Stärkung der Rolle der 
Vereinten Nationen sowie die verstärkte Mitwirkung 
der Parlamente an der Außenpolitik durch die Ent- 
wicklung der parlamentarischen Diplomatie und die 
engere Zusammenarbeit zwischen der Exekutive und 
der Legislative (TOP 3) 

Die Notwendigkeit einer radikalen Lösung des Schul- 
denproblems in den Entwicklungsländern (TOP 4) 

Zum Abschluß der Sitzung verabschiedete sich der 
amtierende Präsident des Interparlamentarischen 
Rates, Miguel Angel Martinez, von seinen Parlamen- 
tarierkollegen, da er aus der aktiven Mitarbeit in der 
IPU ausscheiden werde. 


IV. Sitzung der Parlamentarierinnen in der IPU 

Am 5. April 1992 fand unter Vorsitz der kameruni- 
schen Abgeordneten Rose Zang Nguele die Sitzung 
der Parlament arierinnen in der IPU statt. Von der 
interparlamentarischen Gruppe der Bundesrepubhk 
Deutschland nahmen Abg. Leni Fischer und Ulrike 
Mehl an dieser Sitzung teil. 

Im Mittelpunkt der Sitzung standen die Ergebnisse 
einer weltweiten Umfrage zum Thema „Frauen und 
poütische Macht", die kürzlich von der IPU durchge- 
führt wurde. Die von der IPU dazu erstellte Studie 
enthält Daten über insgesamt 96 nationale Parlamente 
und gibt detaiUierte Informationen über das aktive 
und passive Wahlrecht von Frauen, über Frauen in 
poütischen Führungspositionen sowie über Maßnah- 
men, die in zahlreichen Ländern ergriffen werden, um 
den Frauen eine gleichberechtigte Teilnahme an 
poÜtischer Macht und Verantwortung zu ermögÜ- 
chen. Die Studie macht deutlich, daß auch bei einem 
hohen Frauenanteü in den poütischen Parteien nur 
vergleichsweise wenig Frauen in Führungspositionen 
auf steigen. 

Um eine weite Verbreitung dieser Studie zu ermögÜ- 
chen, legten die Parlamentarierinnen eine Resolution 
zum Thema „Frauen und poütische Macht" vor, die 
vom Interparlamentarischen Rat einstimmig ange- 
nommenwurde (s. Anhang S. 27). In dieser Resolution 
werden die nationalen Parlamente und Regierungen 
ermutigt, die IPU-Studie in die jeweilige Landesspra- 
che zu übersetzen. Die nationalen Parlamente und 
Regierungen werden außerdem dazu aufgerufen, die 
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Ergebnisse dieser Studie in praktische Politik umzu- 
setzen, um die bestehende Unterrepräsentierung von 
Frauen im politischen Leben zu beenden. 

Die Parlamentarierinnen waren sich darin einig, daß 
das Konzept der Demokratie nur dann verwirklicht 
werden könne, wenn Männer und Frauen gleichbe- 
rechtigt am politischen Entscheidungsprozeß beteiligt 
seien. Die Parlamentarierinnen schlugen deshalb vor, 
innerhalb der IPU eine Arbeitsgruppe zu bilden, die 
mit einer gleichen Anzahl von Männern und Frauen 
besetzt sei. Die Aufgabe dieser Arbeitsgruppe werde 
es sein, die Beiträge der nationalen Gruppen zu einem 
Aktionsplan im Hinblick auf die Umkehrung der in der 
Studie aufgezeigten Situation der Frauen zu prüfen 
und zu bewerten. 

In seiner anschließenden Sitzung wählte der Koordi- 
nierungsausschuß des Treffens der Parlamentarierin- 
nen Abg. Leni Fischer zu seiner neuen Vorsitzenden, 
hn Koordinierimgsausschuß sind neben den weibli- 
chen Mitgliedern des Exekutivausschusses jeweils 
zwei Vertreterinnen jeder geopolitischen Gruppe 
sowie die jeweiligen Vorsitzenden des Treffens der 
Parlamentarierinnen vertreten. 


V. Sitzung der Parlamentarier aus den 
KSZE-Teilnehmerstaaten 

Am 8. April 1992 fand unter Vorsitz des österreichi- 
schen Abgeordneten Dr. Josef Höchtl die Sitzung der 
Parlamentarier aus den KSZE-Teilnehmerstaaten 
statt. Für die deutsche Delegation nahm Abg. Leni 
Fischer an dieser Sitzung teil. 

Zu Beginn der Sitzung berichtete Generalsekretär 
Pierre Comillon kurz über die neuesten Entwicklun- 
gen im KSZE -Prozeß und wies darauf hin, daß die 
KSZE nunmehr 5 1 Mitglieder habe. Mit der Schaffung 
der KSZE-Versammlung, deren konstituierende Sit- 
zung im Juh 1992 in Budapest stattfinde, habe die 
KSZE auch im parlamentarischen Bereich eine neue 
Dimension gewonnen. Die IPU sei nach wie vor an 
einer engen Zusammenarbeit mit der KSZE -Parla- 
mentarierversammlung interessiert und strebe des- 
halb einen Beobachterstatus an. Mit der Abhaltung 
der ersten Parlamentarierkonferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit im Mittelmeerraum, die im Juni 
1992 in Malaga stattfinde, setze die IPU ihre Aktivitä- 
ten im KSZE-Bereich fort. 

Angesichts der kurzen Tagesordnung sprach sich der 
schwedische Abgeordnete Sture Ericson dafür aus, 
die Sitzung der Parlamentarier aus den KSZE-Teil- 
nehmerstaaten innerhalb der IPU nicht weiter fortzu- 
setzen. Die KSZE-Treffen innerhalb der IPU hätten 
insbesondere nach Gründung der KSZE-Parlamenta- 
rierversanunlung ihren Sinn verloren. Die parlamen- 
tarische Dimension der KSZE sei bei der neugegrün- 
deten KSZE-Versammlung in guten Händen. Er for- 
derte deshalb seine Kollegen auf, zu beschließen, daß 
es keine weiteren KSZE-Treffen im IPU-Rahmen mehr 
geben werde. 

Im Namen der deutschen Delegation wies Abg. Leni 
Fischer darauf hin, daß die weitere Teilhabe der IPU 
am KSZE-Prozeß wichtig sei. Die Fortsetzung dieser 


KSZE-Treffen sei sinnvoll, weil so das Modell KSZE 
auch auf andere Regionen innerhalb der IPU übertra- 
gen werden könne. Zudem mache die IPU-Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeer- 
raum deutlich, daß die IPU auch im KSZE-Bereich 
immer noch eine Vorreiterrolle spielen könne. Sie 
schlug deshalb vor, die Sitzung der Parlamentarier aus 
den KSZE-Teilnehmerstaaten beizubehalten und 
ihren Modellcharakter für andere Teile der Welt 
auszuweiten. 

Mit Ausnahme der deutschen Delegation befürworte- 
ten alle anderen Parlamentarier die Abschaffung der 
Sitzung der Parlamentarier aus den KSZE-Teilneh- 
merstaaten. In diesem Zusammenhang wies der 
Generalsekretär darauf hin, daß es Sache des Exeku- 
tivausschusses und des Interparlamentarischen Rates 
sei, darüber zu entscheiden, ob diese Treffen weiter 
fortgesetzt werden sollten oder nicht. 


VI. Sitzung der Parlamentarier der Gruppe 
der Zwölf plus 

Die Sitzungen der Parlamentarier der Gruppe der 
Zwölf plus fanden am 4., 7., 8., 9. und 10. April 1992 
unter Vorsitz der türkischen Abg. Imren Aykut statt. 
Für die deutsche Delegation nahmen Abg. Leni 
Fischer und Prof. Dr. Uwe Holtz an den Sitzungen der 
Gruppe der Zwölf plus teil sowie zeitweise die Abg. 
Ulrike Mehl, Hans- Joachim Fuchtel und Heribert 
Scharrenbroich. 

Die Sitzungen der Zwölf plus dienten in erster Linie 
der Vorbereitung und Begleitung der Arbeit der 
Interparlamentarischen Konferenz. In diesem Zusam- 
menhang erfolgte die Benennung der Vertreter der 
Gruppe der Zwölf plus für die Redaktionsausschüsse, 
die regelmäßige Berichterstattung über die Arbeit der 
Redaktionsausschüsse sowie die Abstimmung über 
den zusätzlichen Tagesordnungspunkt und die The- 
men für die 88. Interparlamentarische Konferenz in 
Stockholm. Die schwedische Delegation setzte sich 
nachdrücklich dafür ein, sich in Stockholm mit der 
Zukunft der Vereinten Nationen zu beschäftigen. 
Abg. Prof. Dr. Uwe Holtz unterstützte den schwedi- 
schen Vorschlag und sagte, daß die IPU als einzig 
möglicher interparlamentarischer Counterpart der 
Vereinten Nationen eigene Ideen zur Reform dieser 
internationalen Organisation liefern müsse. 

Im Zusammenhang mit dem Themenschwerpunkt 
„Umwelt und Entwicklung" berichtete der kanadi- 
sche Abg. Charles Caccia über den Sachstand der 
Vorbereitungen der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen über Umwelt und Entwicklung. Die Ergebnisse 
der Arbeit des Vorbereitungsausschusses seien ent- 
täuschend. Auf Druck der USA sei die vorgesehene 
Erdcharta durch eine nicht bindende Erklärung 
ersetzt worden, die Agenda 21 sei verwässert worden 
und die Konvention über Klimaveränderungen ent- 
halte keine Zielvorgaben mehr und sei daher bedeu- 
tungslos. Die Gruppe der Zwölf plus regte deshalb an, 
einen offenen Brief an den Präsidenten der Vereinig- 
ten Staaten zu richten mit der Aufforderung, seine 
Position zu den genannten Punkten nochmals zu 
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Überdenken. Auf Initiative der Gruppe der Zwölf plus 
wurde im zuständigen V. Ausschuß ein entsprechen- 
der offener Brief sowie ein weiterer offener Brief an die 
Mitgheder des amerikanischen Kongresses entwor- 
fen, die beide später von der Interparlamentari- 
schen Konferenz einstimmig angenommen wurden 
(s. Anhang S. 28). 

Des weiteren befaßte sich die Gruppe der Zwölf plus 
mit der Frage des Vorsitzes und der Mitgliedsbeiträge. 
Die vom kanadischen Abg. Bruce HaUiday vorgetra- 
genen Empfehlungen der Arbeitsgruppe der Zwölf 
plus zu diesen beiden Punkten wurden zustimmend 
zur Kenntnis genommen. Diesen Empfehlungen 
zufolge wird das derzeitige System der alphabeti- 
schen Reihenfolge beim Vorsitz der Gruppe der Zwölf 
plus Ende 1992 auf gegeben. Ein Ausschuß bestehend 
aus dem derzeitigen Vorsitzenden und seinen beiden 
direkten Vorgängern soll die Kandidaturen für den 
Vorsitz in der Gruppe der Zwölf plus für das Jahr 1993 
sichten und beim nächsten Treffen der Zwölf plus im 
September 1992 darüber berichten. Die Mitgliedsbei- 
träge, die im Rahmen der Gruppe der Zwölf plus zu 
entrichten sind, sollen den Empfehlungen entspre- 
chend beim nächsten Treffen im September 1992 
überprüft werden. Die Teünahme an den Sitzungen 
der Gruppe der Zwölf plus soll auf die Mitgheder des 
Interparlamentarischen Rates bzw. deren Vertreter 
beschränkt werden. 


VII. Zusammenfassung 

Zu den wichtigsten Ergebnissen der 87. Interparla- 
mentarischen Konferenz zählte die einstimmige Ver- 
abschiedung der Resolutionen zu den Themen „Um- 
welt und Entwicklung", „Aufbau und Arbeitsweise 
der Demokratie" sowie „Aids". Mit dem zusätzhchen 
Tagesordnungspunkt „Aids" hat die IPU in Yaounde 
ein Thema aufgegriffen, das wegen der bereits heute 
schon sehr hohen und weiter steigenden Zahl der 
Infizierten insbesondere in Afrika von zentraler 
Bedeutung ist. 

Die Behandlung des Themas „ Umwelt und Entwick- 
lung" gab den IPU -Parlamentariern die Möghch- 
keit, aus ihrer Sicht Leithnien für die Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
(UNCED), die im Juni 1992 in Rio de Janeiro stattfin- 
den wird, zu formuheren. Die IPU -Parlamentarier 
appeUieren an aUe teünehmenden Regierungen, auf 
einen erfolgreichen Abschluß der UN-Konferenz in 
Rio hinzuwirken. Auf der einen Seite solle sich die 
Rio -Konferenz über wichtige Wegmarken im Sinne 
einer auf Dauer tragfähigen Entwicklung verständi- 
gen und „an erster Stehe" die vorgesehene Erdcharta 
verabschieden. Auf der anderen Seite sollten auch zu 
für die Entwicklungsländer wichtigen Punkten Ver- 
pflichtungen eingegangen werden, wie zur Steige- 
rung der Entwicklungshilfe, zur Schuldenerleichte- 
rung und -Streichung, zur Famihenplanung und zum 
Transfer umweltverträghcher Technologien, Die IPU 
unterstreicht die Erkenntnis, daß nicht nur Entwick- 
lung und Umwelt, sondern auch soziale Gerechtigkeit 
und Effizienz miteinander versöhnt werden müssen. 
Das Leitbild einer weltweiten umweltverträghchen 


Entwicklung erfordere sowohl eine gerechte Vertei- 
lung der Weltressourcen als auch ein verantworthches 
globales Regierungshandeln. Im Zusammenhang mit 
der Vorbereitung der UN-Konferenz richteten die 
IPU-Parlamentarier außerdem einen offenen Brief an 
den Präsidenten der Vereinigten Staaten mit der 
Aufforderung, seine Position zur Erdcharta, zur 
Agenda 21 und zur Konvention über die Klimaverän- 
derungen nochmals zu überdenken (s. Anhang S. 28). 
Die IPU wird im November 1992 in Brasüia eine 
Interparlamentarische Konferenz zum Thema „Um- 
welt und Entwicklung" veranstalten. Ziel dieser Kon- 
ferenz ist es, die Ergebnisse der UN-Umweltkonferenz 
zu bewerten und neue Perspektiven aus parlamenta- 
rischer Sicht aufzuzeigen. 

Bei der IPU-Resolution zum Thema „Aufbau und 
Arbeitsweise der Demokratie " ist besonders der allge- 
meine Konsens darüber hervorzuheben, das plurah- 
stische Demokratie und Menschenrechte von beson- 
derer Bedeutung für Entwicklung überhaupt sind. 
Wichtig ist auch die Anerkenntnis, daß das Prinzip der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
eines Staates nicht vereinbar mit der Pflicht der 
internationalen Gemeinschaft ist, bei Menschen- 
rechtsverletzungen tätig zu werden und unterdrück- 
ten nationalen, ethnischen, rehgiösen oder sprachh- 
chen Minderheiten Unterstützung zu gewähren. Die 
IPU-Parlamentarier unterstreichen, daß pohtische 
Freiheit, Partizipation, Respektierung der Menschen- 
rechte und die Rechts staathchkeit auf längere Sicht 
wesenthch für Stabüität und eine auf Dauer tragfähige 
wirtschaftliche Entwicklung sind. Für den Bereich der 
Vereinten Nationen wird vorgeschlagen, die frie- 
denserhaltenden Instrumente zu stärken und in- 
ternationale Mechanismen wie die Errichtung 
eines UN-Menschenrechtsgerichtshofes und eines 
Hochkommissars für Menschenrechte weiterzuent- 
wickeln. 

Auch in Yaounde zeigten die Parlamentarier der IPU 
einmal mehr ihre Stärke, auf aktuelle pohtische Ereig- 
nisse in der Welt zu reagieren und entschieden 
Stellung zu beziehen. Die Interparlamentarische 
Union verurteilte in einer einstimmig angenommenen 
Resolution die vom Präsidenten durch Verfassungs- 
bruch vorgenommene Auflösung des Parlaments in 
Peru und forderte die sofortige Wiedereinsetzung der 
parlamentarischen Institutionen im Lande. 

Der Interparlamentarische Rat verabschiedete ein- 
stimmig eine vom Treffen der Parlamentarierinnen 
vorgelegte Resolution zum Thema „Frauen und poh- 
tische Macht". Die Resolution nimmt Bezug auf eine 
Studie der IPU zu diesem Thema, die Daten über 
insgesamt 96 nationale Parlamente enthält und detail- 
herte Informationen über das aktive und passive 
Wahlrecht von Frauen, über Frauen in pohtischen 
Führungspositionen sowie die Beteihgung von Frauen 
am politischen Leben gibt. In dieser Resolution wer- 
den die nationalen Parlamente und Regierungen 
ermutigt, die IPU-Studie in die jeweihge Landesspra- 
che zu übersetzen, um eine möghchst weite Verbrei- 
tung zu sichern. Die nationalen Parlamente und 
Regierungen werden außerdem dazu auf gerufen, die 
Ergebnisse dieser Studie in praktische Pohtik umzu- 
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setzen, um die Teilnahme von Frauen am pohtischen 
Entscheidungsprozeß zu stärken. 

Wie in den Jahren zuvor zählte die deutsche Delega- 
tion auch während der 87. Interparlamentarischen 
Konferenz in Yaounde zu den aktivsten Delegationen. 
Herauszuneben ist die aktive Mitarbeit im Exekutiv- 
ausschuß, im Interparlamentarischen Rat, in der 
Gruppe der Zwölf plus, bei den Treffen der Parlamen- 
tarierinnen und auch in den Ausschüssen. Zahlreiche 
Gespräche mit anderen Delegationen fanden am 
Rande der Konferenz statt. Die Delegationsleiterin 
führte mehrere Gespräche mit herausgehobenen Per- 
sönhchkeiten der kamerunischen Pohtik. 

In einem Gespräch nüt dem Außenminister Kameruns 
wurde die Frage Angola/Namibia ebenso angespro- 
chen wie die Frage der regionalen Zusammenarbeit 
afrikanischer Staaten. In dem Gespräch mußte der 
Befürchtung entgegengewirkt werden, daß Afrika bei 
der entwicklungspohtischen Zusammenarbeit zugun- 
sten der Hilfen für die Länder Mittel- und Osteuropas 
zurückstehen könnte. Der Außenminister bedauerte 
es ausdrückhch, daß bei den ersten freien Wahlen in 
Kamerun keine deutsche Wahlbeobachter zugegen 
waren. 

In einem Gespräch mit der Frauenministerin des 
Landes wurden Fragen der Repräsentanz von Frauen 
im pohtischen und berufhchen Leben und Probleme 
der faktischen Benachteihgung von Frauen erörtert. 
Mit dem Planungsminister Kameruns wurden aus- 
führhch Fragen der Infrastruktur und der Zukunft des 
Landes besprochen. Dabei wurden die Grundsätze 
der deutschen entwicklungspohtischen Zusammenar- 


beit dargelegt und auf deren Einhaltung hingewiesen. 
Breiten Raum nahm der Meinungsaustausch über die 
wirtschafthchen Beziehungen beider Länder ein. Dar- 
über hinaus ergaben sich am Rande der Konferenz für 
die deutsche Delegation zahlreiche Gelegenheiten, 
auch Gespräche mit Oppositionspohtikern zu füh- 
ren. 

Die trotz einiger organisatorisch-technischer Schwie- 
rigkeiten und Pannen insgesamt erfolgreich verlau- 
fene 87. Interparlamentarische Konferenz in Yaounde 
fand in einem Land statt, in dem — wie in zahlreichen 
anderen schwarzafrikanischen Ländern — ein vor- 
sichtiger Demokratisierungsprozeß begonnen hat. 
Kurz vor Beginn der IPU-Konferenz fanden im März 
1992 erstmals freie Parlaments wählen in Kamerun 
statt, an denen sich neben der alten Einheitspartei 
zahlreiche neue pohtische Gruppierungen beteüig- 
ten. Nach diesen Wahlen sieht sich Präsident Biya 
erstmals einer starken parlamentarischen Opposition 
gegenüber. Menschenrechtsverletzungen stehen 
aber weiterhin auf der Tagesordnung, die Opposition 
wird behindert, die Presse steht unter dem Damokles- 
schwert der Zensur und Einschüchterung, die Natio- 
nalversammlung funktioniert weiterhin nach den 
alten Spielregeln des Einparteienregimes und begün- 
stigt so die Regierungspartei. In Kamerun hatte die 
IPU-Konferenz deshalb nicht zuletzt die Aufgabe, als 
Vorbild für den freien parlamentarischen Dialog zu 
dienen. Zugleich unterstrich die Anwesenheit der 
IPU-Parlamentarier in Kamerun den unermüdlichen 
Einsatz der Interparlamentarischen Union für die 
Stärkung der repräsentativen Institutionen und der 
parlamentarischen Demokratie in Afrika. 


Leni Fischer, MdB 

Leiterin der Delegation 


Prof. Dr. Uwe Holtz, MdB 

Stellvertretender Leiter der Delegation 
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VIII. Anhang 


Anhang 1 

Umwelt und Entwicklung — Die Meinungen der 
Parlamentarier über die wichtigsten Tendenzen 
und Aussichten der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung 

Von der 87, Interparlamentarischen Konferenz am 
11. April 1992 angenommene Erklärung 

I. Grundsatzerklärung über eine nachhaltige 
Entwicklung unseres Planeten 

1. Zwanzig Jahre nach der Stockholmer Konferenz 
wird der bevorstehenden Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung (UNCED) in 
Rio de Janeiro die Aufgabe zufallen, sich mit den 
ökologischen Problemen im Hinblick auf eine nach- 
haltige Entwicklung zu befassen, einer, wie sie die 
Brundtland-Kommission definiert, „Entwicklung, die 
die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu 
riskieren, daß künftige Generationen ihre eigenen 
Bedürfnisse nicht befriedigen können. " 

2 . Die Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) bietet eine hervorragende Gelegenheit, 
einige der drängendsten globalen Probleme zur Spra- 
che zu bringen. Erstmals in der Geschichte werden 
pohtische Führungspersönhchkeiten aller Staaten der 
Erde Zusammenkommen in dem gemeinsamen Bemü- 
hen, eine nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten, 
die in dem Manifest „Caring for the Earth, a Strategy 
for Sustainable Living" (lUCN, UNEO, WWF, 1991) 
definiert wird als die „Verbesserung der menschh- 
chen Lebensquaütät im Rahmen der Tragfähigkeit 
stützender Ökosysteme". 

3 . Die Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
wird somit den Gedanken der Interdependenz in den 
Mittelpunkt ihrer Diskussionen stellen müssen: zeith- 
che Interdependenz zwischen der heutigen und 
zukünftigen Generationen, geographische Interde- 
pendenz zwischen Kontinenten, Regionen und Staa- 
ten, Interdependenz zwischen den großen Problemen 
der Menschheit und der Umwelt (Bevölkerungs- 
wachstum, Gesundheit, Armut unbegrenztes Städte- 
wachstum) und schheßhch Interdependenz zwischen 
den Ländern der nördlichen Hemisphäre, deren Ent- 
wicklung einhergeht mit einer Vergeudung von Res- 
sourcen und unkontroUierten Ansammlung von 
Abfallstoffen, und die für annähernd zwei Drittel der 
globalen Verschmutzung insgesamt verantwortlich 
zeichnen, sowie den Ländern der südlichen Erdhälfte, 
die sich aus Mangel an Finanzmitteln gezwungen 
sehen, ihre natürhchen Ressourcen und ihre Umwelt 
zu gefährden und dennoch nicht in der Lage sind, 
auch nur die grundlegendsten Voraussetzungen für 
ein befriedigendes Leben zu erwirtschaften. 


4 . Über die Suche nach Lösungen für partielle 
Umweltprobleme hinaus muß die UNCED übergeord- 
nete Ziele setzen, die eine nachhaltige Entwicklung 
erst ermöghchen, Ziele wie die Integration des 
Umwelt- und Entwicklungsgedankens bereits im frü- 
hesten Stadium wirtschaftücher Entscheidungspro- 
zesse, Stabüisierung des Bevölkerungs Wachstums 
und Reduzierung des Abfallaufkommens, Achtung 
vor der Natur und Respektierung des geographischen 
und kulturellen Umfeldes sowie Beseitigung der 
Armut, gleiche Verteilung des Wohlstandes, Aufgabe 
des Konsumdenkens und Übernahme neuer Werte- 
modelle als Basis der Entwicklung. 

5 . Sich solche Ziele zu setzen ist Aufgabe von 
Staaten, aber auch und vor allem von Individuen. 
Dementsprechend muß der Erziehung eine Schlüssel- 
rolle zukonunen als einem wesentlichen Vehikel für 
kollektive Bewußtseinsbildung, ohne die pohtischen 
Leitsätze nicht mehr wert sind, als das Papier, auf dem 
sie geschrieben stehen. 

6 . Der Erfolg wird sich indessen nicht leicht einstel- 
len. Die Entwicklungsbelange mit den Umweltbelan- 
gen und das Bemühen um Gleichheit mit dem Bemü- 
hen um Wirtschaftlichkeit in Einklang zu bringen sind 
beides gewaltige Aufgaben. Der ständige wirtschaft- 
liche Niedergang des Großteils der Entwicklungslän- 
der, der im wesentlichen aus der Ungerechtigkeit der 
gegenwärtigen internationalen Wirtschaftsbeziehun- 
gen und deren Folgeerscheinungen wie Verschul- 
dung, Handels- und Entwicklungssubventionen, 
Technologietransfers und Aktivitäten multinationaler 
Konzerne erwächst, verschärft noch den Grad der 
Umweltzerstörung in diesen Ländern. Das Prinzip 
eines ausreichenden Wirtschaftswachstums, das es 
den Menschen erlaubt, ihren Bedürfnissen und Nei- 
gungen ohne übermäßigen und verschwenderischen 
Konsum nachzukommen, ist ebenso zu befolgen wie 
eine Politik zur Reduzierung des Bevölkerungswach- 
stums. Solche Grundsätze und Leithnien in Verbin- 
dung mit der Suche nach einem gerechteren Wirt- 
schaftssystem sind wesentliche Zielsetzungen jeder 
Strategie zur vernünftigen Erhaltung und Verbesse- 
rung der Umwelt. 

7 . Um wirkhch erfolgreich zu sein, müssen Bemü- 
hungen um eine nachhaltige Entwicklung eine grund- 
legende Neuordnung der Prioritäten im Umgang mit 
den begrenzten Rohstoffvorräten der Welt herbeifüh- 
ren. Gleichzeitig müssen Demokratisierungsbestre- 
bungen auf allen Ebenen gefördert werden, und die 
Rolle der Frau muß, ebenso wie die Notwendigkeit 
ihrer vollen Mitbestimmung, in nationalen, regiona- 
len und internationalen Initiativen und bei der Formu- 
herung zukünftiger Strategien anerkannt und berück- 
sichtigt werden. Letztere müssen durch eine geeig- 
nete Umwelterziehung und breite BeteiÜgung an 
Entscheidungsprozessen gestützt werden. 
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8. Die Komplexität der gegenwärtigen Probleme 
erfordert eine pohtische Vorgehens weise, die sich am 
Prinzip der Vorbeugung orientiert. Umweltmaßnah- 
men müssen die Ursachen der Zerstörung der Umwelt 
vorausschauend berücksichtigen, verhindern und 
bekämpfen. Wo immer die Gefahr ernsthafter oder 
irreversibler Umweltschädigungen besteht, darf das 
Fehlen wissenschaftüch voll gesicherter Nachweise 
nicht als Grund benutzt werden, um Maßnahmen zur 
Verhinderung von Umweltschäden hinauszuzögern. 

9. Eine nachhaltige Entwicklung verlangt die 
gerechte Verteilung der Rohstoffe der Welt, ohne 
dabei die Erfordernisse zukünftiger Generationen 
außer acht zu lassen. Industrie- und Entwicklungslän- 
der sind daher gemeinsam, aber nüt unterschiedlich 
verteilten Rollen an der Bewältigung von Umweltpro- 
blemen beteiligt. Da sie einen unverhältnismäßig 
großen Anteil am globalen Rohstoffaufkommen ver- 
brauchen, sollten die reichen Länder mit rigorosen 
Umweltmaßnahmen im eigenen Land vorangehen 
und die erforderüchen finanziellen und technischen 
Mittel für eine weltweit nachhaltige Entwicklung 
bereitstellen. Gleichzeitig sollten die Entwicklungs- 
länder ihre nationale Ausgabenpolitik kritisch auf ihre 
Tragfähigkeit hin überprüfen. 

10. Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwick- 
lung sind grundlegende gesellschaftüche Verände- 
rungen nötig. Maßnahmen, die auf dieses Ziel hin 
ausgerichtet sind, sollten vom Grundsatz der Wirt- 
schaftlichkeit und der institutionellen Flexibilität 
geleitet sein. Das übergeordnete Ziel muß eine maxi- 
male Nutzung der Entwicklungsvorteile bei minima- 
len Umweltkosten sein, wobei auch die aus der 
Wirtschaftstätigkeit resultierenden Umweltbelastun- 
gen voll als Kostenfaktor bei der Preisbildung wider- 
gespiegelt werden müssen. 

1 1 . Die Verwirkhchung einer weltweit nachhaltigen 
Entwicklung erfordert eine weitsichtige und klar 
umrissene Vision eines globalen Regiemngshan- 
delns. Politischer Handlungswille muß mobüisiert 
werden, um das bestehende System globaler Institu- 
tionen zu reformieren und zu revitaüsieren. Von 
besonderer Wichtigkeit ist die Schaffung transparen- 
ter Überwachungsmechanismen, die es erlauben, die 
weltweite Einhaltung internationaler Konventionen 
und Protokolle zuverlässig zu verifizieren. 


11. Hauptzielrichtungen der im Rahmen der UNCED 
zu behandelnden Themen 

12 . Wir appeUieren an alle teilnehmenden Regie- 
rungen, sich voll für einen erfolgreichen Abschluß der 
Konferenz über Umwelt und Entwicklung einzuset- 
zen. Als erstes sollte eine Erd-Charta mit einer Liste 
der wichtigsten Handlungsgrundsätze für den Schutz 
der Umwelt verabschiedet werden. 

13 . Darüber hinaus erwarten wir, daß von den teil- 
nehmenden Regierungen eine wirksame Rahmen- 
konvention über Klimaveränderungen mit Zielvorga- 
ben und Zeitplänen unterzeichnet und in Kraft gesetzt 
wird. Daneben sollte eine Rahmenkonvention über 
die biologische Vielfalt in Verbindung mit einer 


Grundsatzerklärung zur nachhaltigen Nutzung und 
Bewirtschaftung von Wäldern jeghcher Art verab- 
schiedet werden. Neben der Verabschiedung dieser 
Konventionen und der Annahme dieser Grundsätze 
sollten sich die teilnehmenden Regierungen gemein- 
sam dafür einsetzen, die Aushandlung von Grundsatz- 
protokollen, z. B. über die Notwendigkeit einer weite- 
ren Verringerung der Treibhausemissionen, fortzuset- 
zen. Nationale Maßnahmen sollten auf der Grundlage 
einer kosteneffizienten und flexiblen Zusammenar- 
beit kombiniert werden. Konventionen und Protokolle 
müssen globalen Geltungsbereich haben und der 
unterschiedüchen Verantwortung von Industrie- und 
Entwicklungsländern Rechnung tragen. 

14 . Wir betonen die Notwendigkeit eines ambitio- 
nierten, effizienten und nüt ausreichenden Finanzmit- 
teln ausgestatteten Aktionsprogramms (Agenda 21) 
mit konkreten Angaben über meßbare Ziele, Prioritä- 
ten und zeithche Rahmenbedingungen. Dieses 
Aktionsprogramm sollte sich sowohl auf nationale als 
auf regionale Maßnahmen sowie auf ein abgestimm- 
tes Handeln internationaler Institutionen erstrecken 
und klar herausstellen, welcher der Partner welche 
konkrete Verpflichtung einzulösen hat. Da Umwelt 
und Entwicklung nüteinander verknüpft sind, wird 
besonderes Augenmerk auf solche Umweltprobleme 
zu richten sein, die eine Gefahr für die vorhandenen 
Ökosysteme darstellen und dadurch auch Entwick- 
lungsprioritäten beeinflussen. Hierzu zählen Boden- 
degradation, Abbau und Verschmutzung von Wasser- 
vorkommen, Bodenerosion, Wüstenausbreitung, sau- 
rer Regen, Abbau der Ozonschicht, Überfischung, 
übermäßige Abholzung der Wälder, Verschmutzung 
der Küsten und Meere. Darüber hinaus sollte 
Agenda 21 den Rahmen für ein weltweites Vorgehen 
gegen die Meeresverschmutzung durch Schadstof f- 
einleitung vom Land schaffen, genaue Zeitpläne für 
ein stufenweises Verbot gefährlicher Substanzen auf- 
stellen und alle Industriestaaten dazu anregen, nach 
umweltverträgüchen Alternativen zu suchen. 

15 . Wir fordern alle Regierungen und insbesondere 
die Regierungen der Küstenanrainerstaaten auf, sich 
für eine nachhaltige Entwicklung der Meeresressour- 
cen einzusetzen, und zwar durch 

— geeignete Maßnahmen für eine vernünftige Nut- 
zimg der Fischbestände und den Schutz der mari- 
nen Umwelt; 

— Erlaß von Fischereigesetzen über die Nutzung von 
Wanderfischbeständen; 

— volle Durchführung der Bestimmungen der inter- 
nationalen Hochseegesetzgebung, niedergelegt in 
der VN-Seerechtskonvention, deren schnellst- 
mögüche Ratifizierung durch nündestens 60 Staa- 
ten wir dringend nahelegen; 

— besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von 
Entwicklungsländern in bezug auf ihre Fischerei- 
aktivitäten innerhalb und außerhalb der 200 -Mei- 
len-Zone. 

16 . Erhebhche Finanzprobleme erschweren in den 
Entwicklungsländern die Herbeiführung einer nach- 
haltigen Entwicklung. Die Industrieländer sollten sich 
anläßlich der Konferenz über Umwelt und Entwick- 
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lung dazu verpflichten, den Transfer von Finanzmit- 
teln in die Entwicklungsländer deutlich zu verstärken, 
um eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen der dort lebenden Bevölkerung zu erwirken, 
indem der Armut und Umweltzerstörung Einhalt 
geboten wird. Die bislang gewährte Unterstützung für 
eine nachhaltige Entwicklung sollte sobald als mög- 
lich mit dem vereinbarten Ziel von 0,7 Prozent des BSP 
in Einklang gebracht werden. Darüber hinaus sollten 
die Entwicklungsländer mit zusätzlichen Finanzmit- 
teln ausgestattet werden, um auf diese Weise in die 
Lage versetzt zu werden, ihren eigenen Beitrag zum 
Erhalt der globalen Umwelt zu leisten. Es sollten 
Richtlinien und Vorgaben für einen verstärkten teil- 
weisen oder vollständigen Schuldenerlaß sowie für 
finanzielle Konzessionen vereinbart werden, um der 
Notwendigkeit einer gleichmäßigen Lastenverteilung 
Rechnung zu tragen. Für die Ausarbeitung der dazu 
notwendigen Reformen sollten die bislang für die 
Bewältigung der Schuldenkrise verantwortlichen 
Institutionen herangezogen werden. 

17. Wir weisen die Regierungen der Entwicklungs- 
länder auf den Umstand hin, daß der demographische 
Druck die natürlichen Ressourcen erschöpft und die 
Entwicklung behindert. Steigende und exzessive 
Bevölkerungszuwachsraten sind weitgehend für die 
Zerstörung der Umwelt verantwortlich, aber auch 
Verstädterung, imgleiche Verteilung der Bevölke- 
rungsdichte zwischen Stadt und Land, wirtschaftliche 
Abhängigkeit, hoher Arbeitslosenanteil, Analphabe- 
tismus und negatives Sozialverhalten wirken sich auf 
die Umwelt und auf die Entwicklung aus. Der demo- 
graphische Druck könnte durch eine bessere Famili- 
enplanung und eine verbesserte Fürsorge für Mutter 
und Kind, wie im Rahmen von Agenda 21 vorgesehen, 
gemildert werden. 

18. Wir appellieren mit Nachdruck an die Industrie- 
länder, gemeinsam mit den Entwicklungsländern die 
Erarbeitung umweltverträglicher Technologien vor- 
anzutreiben und den Entwicklungsländern im Hin- 
bück auf eine Verstärkung und gerechte Gestaltung 
des Technologietransfers Zugang zu solchen Techno- 
logien zu gewähren. Im Zuge des Technologietrans- 
fers wird dem Handel eine bedeutende Rolle zukom- 
men, und die Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
sollte die Herbeiführung innovativer Partnerschaften 
zwischen Industrie, Regierungsstellen und nichtstaat- 
üchen Organisationen fördern, um diesen Prozeß auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene voranzutrei- 
ben. Bei der Konzipierung von Strategien des Tech- 
nologietransfers sollte besonderes Augenmerk auf die 
Notwendigkeit von Maßnahmen der Aus- und Fortbil- 
dung, einer verbesserten Gesetzgebung und der Ent- 
wicklung von Managementfertigkeiten gerichtet wer- 
den, um den effizienten Einsatz der verfügbaren 
Technologien zu gewährleisten und Mißbrauch zu 
verhindern. Überdies dürfen den Entwicklungslän- 
dern aus dem Transfer umweltverträgücher Techno- 
logien keine unangemessenen wirtschaftüchen oder 
finanziellen Belastungen aufgrund von Lizenz- oder 
Urheberrechten entstehen. Schüeßüch sollten die 
Aufnahmefähigkeit der Entwicklungsländer für sol- 
che Technologien sowie ihre MÖgüchkeiten zur Ent- 
wicklung eigener Technologien verstärkt werden. 


19 . Energie ist ein unschätzbarer Dynamo jeder 
wirtschaftlichen Entwicklung, doch gleichzeitig ist 
ihre Erzeugung und Verteüung Ursache einiger der 
drängendsten ökologischen und poütischen Pro- 
bleme, die wir auf der Welt haben. Hinzu kommt, daß 
unsere gegenwärtigen Energieverbrauchsmuster auf 
Dauer nicht tragfähig sind, insbesondere die der 
industriaüsierten Länder. Wir fordern die Konferenz 
über Umwelt und Entwicklung auf, eine Richtlinien- 
und Prioritätenüste für nachhaltige Energieproduk^ 
tion und Energieverbrauch zu erarbeiten. Kern einer 
solchen Strategie sollten die Vorantreibung institutio- 
neller Reformen, eine effiziente Energienutzimg und 
der Übergang zu nichtnuklearen emeuerbaren Ener- 
giequellen sein. 

20 . Das gegenwärtige Welthandelssystem schafft 
eine ungleichgewichtige Situation, da es weder den 
Bedürfnissen der Entwicklungsländer voll Rechnimg 
trägt, noch die ökologischen Kosten für die Herstel- 
lung, den Transport und den Verbrauch von Waren 
und Dienstleistungen widerspiegelt. Die Konferenz 
über Umwelt und Entwicklung sollte daher die wirt- 
schaftüche Zusammenarbeit auf internationaler 
Ebene mit Bück auf eine Veränderung der gegenwär- 
tigen globalen Wirtschafts Strukturen unterstützen, 
um eine sowohl ökologisch als auch sozial verträgüche 
Form der Marktwirtschaft zu schaffen. Die konstruk- 
tive Gestaltung der internationalen Handelsbezie- 
hungen, die die Entwicklungsländer auf die gleiche 
Stufe mit den Industrieländern steUt, wäre eine 
wesentüche Grundlage für die zukünftige Entwick- 
lung aUer Länder und den Kampf gegen die Armut. 


III. Durchsetzung der Entscheidungen 

21 . Wir betonen nachdrücküch die Notwendigkeit 
sichtbarer, verantwortücher und mit ausreichender 
Autorität ausgestatteter Mechanismen, um die Konti- 
nuität des auf der UNCED eingeleiteten Prozesses zu 
gewährleisten. Die Regierungen soUten die Konferenz 
über Umwelt und Entwicklung als eine Chance 
betrachten, die bestehenden für Umwelt- und Ent- 
wicklungsfragen zuständigen Institutionen neu zu 
beleben. Es sollte auch die Schaffung neuer Institutio- 
nen in Erwägung gezogen werden, aUerdings nur 
unter der Voraussetzung, daß es hierfür einen speziel- 
len Bedarf gibt, der von bestehenden Organisationen 
nicht abgedeckt wird. Es soUte auch gebührend 
berücksichtigt werden, die Verantwortimg für jede 
Aktivität auf der den Betroffenen nächsten Ebene 
anzusiedeln, da sie dort am wirkungsvoUsten ausge- 
übt werden kann. Der Generalsekretär der UNO soUte 
einen Mechanismus ins Leben rufen, der den höchsten 
Ebenen der Vereinten Nationen gegenüber verant- 
wortüch und damit beauftragt ist, BedarfsfeststeUun- 
gen vorzunehmen, Richtlinien zu formuüeren, Maß- 
nahmen für eine nachhaltige Entwicklung einzuleiten 
und zu koordinieren und über erzielte Fortschritte zu 
wachen und Bericht zu erstatten. 

22 . Wesentüch für die Umsetzung der Entscheidun- 
gen und Prioritäten der Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung werden Maßnahmen auf nationaler 
Ebene sein. Wir bitten die teilnehmenden Regierun- 
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gen eindringhch, ihre bestehenden nationalen Richt- 
linien, Strategien und Institutionen im Hinbhck auf 
eine nachhaltige Entwicklung kritisch zu überprüfen 
und gegebenenfalls neue vorzuschlagen. Wichtig ist, 
daß nationale Strategien für eine nachhaltige Ent- 
wicklung sowie sonstige nationale und regionale 
Maßnahmen sofort in Angriff genommen werden, um 
Dynamik und Flexibilität weltweiter Konventionen 
und Protokolle sicherzustellen. Die Systeme der volks- 
wirtschafthchen Gesamtrechnung sollten so gestaltet 
werden, daß sie über den tatsächlichen Wert der 
natürhchen Ressourcen eines Landes Auskunft 
geben. Die Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
sollte von den teilnehmenden Regierungen die feste 
Zusage erhalten, einen alljährhchen Tätigkeitsbericht 
zu erstellen, der von imabhängigen internationalen 
Gremien nach Maßgabe des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) geprüft und der General- 
versammlung der Vereinten Nationen vorgelegt 
wird. 

23 . Auf internationaler Ebene kann eine Umweltre- 
form nur unter der Voraussetzung erfolgreich sein, 
daß die Regierungen ausreichenden pohtischen 
Handlungswillen erkennen lassen. Wir fordern die 
Teilnehmerstaaten der UNCED insbesondere auf, 
ihre umweltpohtische Leistungsfähigkeit durch 
Schaffung geeigneter Mechanismen zur wirksamen 
Überwachung der Umweltquahtät und zur Bewertung 
von Kosten und Nutzen der Entwicklung zu verbes- 
sern. Die Ergebnisse einer solchen Überwachung und 
Kosten-Nutzen-Bewertung sollten einer unabhängi- 
gen Überprüfung zugängÜch gemacht werden. 

24 . Wir halten es für sehr wichtig, dem Umweltpro- 
gramm der Vereinten Nationen (UNEP) eine bedeu- 
tendere und wirksamere Stellung innerhalb der Insti- 
tutionengemeinschaft der Vereinten Nationen einzu- 
räumen. Daneben sollten alle VN-Institutionen und 
multilateralen Entwicklungsbanken dazu verpfhchtet 
werden, ihre umweltbezogenen Ziele und Strategien 
im Hinbhck auf eine nachhaltige Entwicklung regel- 
mäßig zu veröffentlichen. 

25 . Bezüghch finanzieller Mechanismen sollte zu- 
nächst versucht werden, weitere FinanzqueUen zu 
erschließen, bevor die Zahl bereits bestehender Fonds 
auf gestockt wird. 

26 . Regionale Umweltfragen fallen in den Bereich 
nationaler Entwicklungsbemühimgen, und damit 
bilateraler oder multilateraler Unterstützungsmecha- 
nismen. Die Beantwortung weltweiter Umweltfragen 
erfordert dagegen spezifische Finanzierungen, die 
insbesondere über die Globale Umweltfazihtät (GEF) 
erfolgen müssen. Die GEF sollte die Entwicklungslän- 
der an der Definition ihrer Ziele beteüigen und ihren 
Aufgabenbereich um die Problempunkte Desertifika- 
tion und Wasserressourcen erweitern. 

27 . Auf allen Ebenen muß die Zusammenarbeit 
zwischen Geber- und Empfängerstaaten sowie den 
zwischengeschalteten Institutionen verbessert wer- 
den, um die zur Förderung einer nachhaltigen Ent- 
wicklung geleisteten Hilfen wirksamer einsetz en zu 
können. 


28 . Die Übernahme von Aufgaben und Verpflich- 
tungen auf nationaler Ebene muß der Eckpfeiler 
sämthcher Verträge im Hinbhck auf eine nachhaltige 
Entwicklung sein. Im Sinne einer Kostenwirksam- 
keitsoptimierung soUten aber auch Möghchkeiten der 
Erleichterung grenzüberschreitender und überregio- 
naler Zusammenarbeit geschaffen werden, wie z. B. 
Clearing -Mechanismen, durch die Industrieländern 
die Möglichkeit gegeben wird, in Vorhaben in den 
Entwicklungsländern zu investieren, die zu umwelt- 
verträghcheren Lösungen bei niedrigeren Kosten füh- 
ren. 

29 . Eine Reformierung des globalen Regierungshan- 
delns wird über die Veränderung des institutioneUen 
Apparats hinausreichen müssen. Wir fordern die 
Regierungen über die UNCED nachdrückhch auf, die 
Strukturen internationaler Zusammenarbeit einer 
größeren Mitwirkung der Öffenthchkeit als derzeit 
zugänghch zu machen. Die Mitarbeit von Wissen- 
schaftlern und nichtstaathchen Organisationen bei 
der Abfassung von Verträgen über Umwelt und Ent- 
wicklung soUte gefördert, erweitert und auf eine 
Weise gestaltet werden, daß Fragen der praktischen 
Durchführbarkeit, der wissenschafthchen Gültigkeit 
und der Beteihgung der Bevölkerung miteinander in 
Einklang gebracht werden können. 

30 . Wir bekräftigen unseren Wunsch, daß die Konfe- 
renz über Umwelt und Entwicklung ihrem Zweck 
gerecht werden möge. Wir werden ihre Arbeit mit 
Interesse verfolgen und auf die erzielten Ergebnisse 
und nachfolgenden Maßnahmen anläßlich der Inter- 
parlamentarischen Konferenz über Umwelt und Ent- 
wicklung, die vom 23. bis 28. November 1992 in 
Brasilia stattfinden wird, im einzelnen eingehen. 


Anhang 2 

„Umwelt und Entwicklung — Die Meinungen der 
Parlamentarier über die wichtigsten Tendenzen 
und Aussichten der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung“ 

Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
bei der 87. Interparlamentarischen Konferenz in 
Yaounde vorgelegter Entwurf 

I. Grundsatzerklärung 

Die immer schnellere weltweite Umweltzerstörung 
und die fortschreitende Schädigung der Ökosysteme 
hat ein Ausmaß angenommen, das die Vielfalt des 
Lebens gefährdet und ein Überleben des Menschen in 
Frage stellt. Die Lösung der Probleme erfordert tief- 
greifende Reformen, die der Verflechtung von Wirt- 
schaftswachstum und Umweltzerstörung, Reichtums- 
verteüung, sozialer Ungleichheit und Unterdrückung, 
von internationaler Verschuldung und weltwirtschaft- 
hcher Entwicklung gerecht wird. 

Zwanzig Jahre nach der ersten Umweltkonferenz der 
Vereinten Nationen 1972 in Stockholm gilt es, auf der 
im Juni 1992 einberuf enen weltweiten Konferenz 
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„Umwelt und Entwicklung" in Rio de Janeiro rich- 
tungsweisende pohtische Entscheidungen zu treffen, 
die der globalen Umwelt- und Naturzerstörung ein 
Ende setzen und eine Fortentwicklung der Mensch- 
heit ermöglichen. Die Konferenz verweist auf den 
1987 vorgelegten Bericht der Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung (Brundtland-Bericht), der 
die Zusammenhänge zwischen der Umweltver- 
schmutzung in den Industrieländern und dem wirt- 
schaftlichen Wachstum ebenso aufzeigt, wie die Aus- 
wirkungen der Armut auf die natürlichen Lebens- 
grundlagen in den Entwicklungsländern. 

Das Konzept der dauerhaften Entwicklung, d. h. eine 
auf Dauer tragfähige, sozial und ökologisch verträgli- 
che, wirtschaftlich produktive, menschenwürdige 
Entwicklung, muß zum weltweit gültigen Leitprinzip 
von Parlamenten, Regierungen, dem öffentlichen und 
privaten Sektor sowie internationalen Institutionen 
und Organen einschließhch der Vereinten Nationen 
werden, und zwar in den verschiedensten Bereichen 
der Pohtik. 

Drei Jahrzehnte entwicklungspohtische Erfahrung 
legen nahe, daß neben Strukturreformen in den Indu- 
strieländern selbst und in der Weltwirtschaft interne 
Reformen der pohtischen, rechtlichen, wirtschafth- 
chen und sozialen Ordnung in den Entwicklungslän- 
dern eine, wenn auch nicht hinreichende, so jedoch 
notwendige Bedingung für künftige Entwicklungser- 
folge sind. 

In diesem Sinne unterstreicht die Konferenz die 
Bedeutung von Artikel 14 des 4. AKP-EWG- Abkom- 
mens vom 15. Dezember 1989, der besagt: In der 
Zusammenarbeit inbegriffen ist die sohdarische Ver- 
antwortung für die Erhaltung des Naturerbes. Bei der 
Zusammenarbeit wird vor allem dem Schutz der 
Umwelt und der Erhaltung und Wiederherstellung des 
natürlichen Gleichgewichts besondere Bedeutung 
beigemessen. Entsprechend sind die Aktionen der 
Zusanunenarbeit in allen Bereichen so zu konzipie- 
ren, daß die wirtschafthchen Wachstumsziele sich mit 
einer Entwicklung vereinbaren lassen, die das natür- 
hche Gleichgewicht achtet und geeignet ist, eine 
Dauerwirkung zum Wohle der Menschen zu gewähr- 
leisten. 

Die Aufgabe der UNCED-Konferenz ist die Entwick- 
lung umfangreicher Strategien und Maßnahmen zur 
Erhaltung der Lebensgrundlagen und die Verabschie- 
dung internationaler Konventionen, die diesem Ziel 
gerecht werden. Die Interparlamentarische Konferenz 
fordert die Teilnehmer der UNCED-Konferenz auf, 
die folgenden genannten Zielsetzungen und Forde- 
rungen zu berücksichtigen. 


II. Zielsetzungen 

1. Wirtschaftliche Umstrukturierung 

Die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit 
muß das Ziel verfolgen, einen Umbau der bisherigen 
weltwirtschaftlichen Strukturen zu einer ökologi- 


schen und sozialverträghchen Marktwirtschaft her- 
beizuführen. Es sind konkrete Zielvorstellungen für 
ein nachhaltiges Wachstum in zentralen Bereichen, 
wie Energieversorgung, Landwirtschaft und Verkehr 
zu entwickeln. Die Industrienationen sind verpflich- 
tet, ihre umweltbelastenden und rohstoffverschwen- 
denden Produktionsstrukturen und ihr Konsumver- 
halten zu verändern, um den Entwicklungsländern 
ein Wachstum unter ökologischen Gesichtspunkten 
zu ermöghchen. Eine konstruktive Gestaltung der 
internationalen Handelsbeziehimgen unter gleichbe- 
rechtigter Beteüigung der Entwicklungsländer ist 
eine wichtige Grundlage für die zukünftige Entwick- 
lung aller Länder und die Bekämpfung der Armut. 


2. Klima und Energie 

Der steigende weltweite Energieverbrauch und der 
Einsatz fossiler Brennstoffe führt zu einer Erhöhung 
der CO-Belastung und zur Erwärmung der Erdat- 
mosphäre. Emissionen aus Landwirtschaft, Industrie 
und Verkehr werden dabei zukünftig eine größere 
Rolle spielen und zu einer weiteren Beschleunigung 
des Treibhauseffektes beitragen. Folgen der weltwei- 
ten Klimaveränderungen sind die Erhöhung des Mee- 
resspiegels und die Verschiebung der globalen Vege- 
tationszonierung mit nicht abzuschätzenden Konse- 
quenzen für die Natur und den Menschen. Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe und Halone zerstören die schüt- 
zende Ozonschicht und der erhöhte UV-Strahlungs- 
anteil wird zu einer akuten Bedrohung der lebendigen 
Natur, einschheßhch des Menschen. Den größten 
Anteil an der derzeitigen Belastung der Atmosphäre 
tragen die Industrienationen. Eine Emissionsverrin- 
gerung im Energiesektor ist durch einen verminder- 
ten Einsatz fossiler Energieträger erreichbar. Geeig- 
nete Lösungsansätze sind die Erhöhung der energeti- 
schen Wirkungsgrade (Wärmedämmung, technische 
Neuerungen) und die Nutzung regenerativer Ener- 
giequellen (Sonne, Wind, Wasser, nachwachsende 
Rohstoffe). Der darauf ausgerichtete Technologiet- 
ransfer und die zielgerichtete Forschung ist weltweit 
zu forcieren. Die Substitution ozonschädigender Sub- 
stanzen muß sofort vollzogen werden, um dem weite- 
ren Abbau der UV- Schutzhülle der Erde entgegenzu- 
wirken. Ein umfassender Schutz der Erdatmosphäre 
setzt neben einschneidenden Maßnahmen in der 
Energiepohtik auch grundlegende Umsteuerungen in 
der Land- und Forstwirtschaft, der industriellen Pro- 
duktion sowie der Siedlungs- und Verkehrspolitik 
voraus. 


3, Artenvielfalt 

Die Zerstörung und Beeinträchtigung natürlicher 
Ökosysteme und Biozönosen, führen zu einer drasti- 
schen Verringerung der Artenvielfalt. Die langfristige 
Stabilität der vernetzten natürhchen Systeme wird 
damit aufs Spiel gesetzt. Der Erhalt der Artenvielfalt 
ist deshalb nicht nur morahsche Verpflichtung, son- 
dern auch Voraussetzung für den Erhalt des Lebens. 
Der Schutz der einzelnen Arten ist nur in ihren 
natürlichen Lebensräumen (in- situ) möglich, andere 
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Maßnahmen, die auf gentechnischen Verfahren (ex- 
situ) beruhen, sind keine geeigneten Mittel, um die 
biologische Artenvielfalt zu erhalten. 


4. Waldökosysteme 

Der Zerstörung der tropischen Regenwälder und 
anderer natürlicher Waldgebiete muß ohne weitere 
zeitliche Verzögerung Einhalt geboten werden, um 
die Auswirkungen auf das Weltklima durch die ver- 
ringerte Kohlendioxidfixierung und die zunehmende 
Dessertifikation zu begrenzen. Tropenwälder stellen 
zudem ein nicht zu überschätzendes Reservoir der 
biologischen und genetischen Vielfalt dar. Es ist eine 
globale Übereinkunft zur nachhaltigen Bewirtschaf- 
tung, Erhaltung und Entwicklung der Wälder in allen 
Klimazonen anzustreben. 


5. Weltmeere 

Direkte Schadstoffeinträge und die Belastung durch 
stark verschmutzte Zuflüsse oder atmosphärische 
Schadstofffrachten haben die Verschmutzung der 
Weltmeere in besorgniserregender Weise ansteigen 
lassen. Überfischung gefährdet auf Dauer eine für die 
Menschen wichtige Nahrungsquelle, ebenso birgt die 
Erschließung unterseeischer Rohstoffvorräte das Ri- 
siko weiterer Belastungen in sich. Internationale 
Anstrengungen zur Begrenzung der Verschmutzung 
und Übernutzung der Weltmeere sind fortzuführen 
und weiterzuentwickeln. 


6. Boden und Wasser 

Die wachsende Belastung von Böden und Gewässern 
ist in weiten TeUen der Welt besorgniserregend. Einen 
wesentlichen Anteil daran trägt die landwirtschaftli- 
che Nutzung, insbesondere der Einsatz von Pestiziden 
und Herbiziden sowie die nicht standortgemäße 
Bodenbewirtschaftung und der überhöhte Einsatz von 
Düngemitteln. Weitere Belastungen stammen aus der 
direkten Bodennutzung durch Überbauung, Ausbeu- 
tung von Bodenschätzen, unsachgemäßer Abfallabla- 
gerung und dem Eintrag von Luftschadstoffen, Geeig- 
nete Gegenmaßnahmen sind die Extensivierung der 
Landwirtschaft, der sparsame Umgang mit Boden- 
schätzen, umweltschonende Bebauung, die Verringe- 
rung der Luftschadstoffe und verbesserte Abfallent- 
sorgung. 


7. Trinkwasser 

Die wachsende Weltbevölkerung, zunehmende Urba- 
nisierung und fortschreitende Industrialisierung ha- 
ben den Süßwasserhaushalt der Kontinente erheblich 
verändert. In vielen Ländern ist die Wasserversorgung 
der Bevölkerung nicht in ausreichendem Maße gesi- 
chert. Wasserverschwendung und Verteilungspro- 
bleme, Verschmutzung der Oberflächengewässer und 
zunehmende Kontamination der Grundwasserres- 
sourcen sind die zentralen Probleme. Insbesondere in 


dicht besiedelten Bereichen und in wasserarmen 
Gegenden sind Maßnahmen zur gerechteren Vertei- 
lung des Trinkwassers und zum sparsameren Umgang 
mit den vorhandenen Ressourcen zu ergreifen, um die 
lebensnotwendige Versorgung aller Menschen si- 
cherzustellen. 


Ili. Forderungen 

1. Internationale Partnerschaft und Erd-Charta 

Nur eine verstärkte internationale Zusammenarbeit 
zwischen allen Staaten, insbesondere eine vertiefte 
Partnerschaft und eine neue Solidarität zwischen 
Entwicklungs- und Industrieländern können eine 
Lösung der globalen Umweltprobleme ermöglichen. 
Die Zusammenarbeit muß auf eine umweltverträgli- 
che, sozial gerechte und leistungsfähige Weltwirt- 
schaft ausgerichtet sein, die ein menschenwürdiges 
Leben für alle mit sichern hilft, sowie den Erhalt und 
die Wiederherstellung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen langfristig garantiert. Von besonderer Bedeu- 
tung ist in diesem Zusammenhang die Verabschie- 
dung der Erd-Charta, die eine Erklärung zu den 
Rechten und Pflichten der Staaten in den Bereichen 
Umwelt und Entwicklung abgibt. 


2. Finanzierung 

Die Industrieländer müssen bereit sein, die Entwick- 
lungsländer dabei zu unterstützen, die Voraussetzun- 
gen zur Umsetzung der völkerrechthch eingegange- 
nen Verpflichtungen zum Schutze der Umwelt zu 
schaffen. Auf die entsprechende Resolution 44/228 
der UN-Generalversammlung vom Dezember 1989 
wird in diesem Zusammenhang verwiesen. 

Darüber hinaus sind die Industrie nationen auf gef or- 
dert, durch intensive Kooperation auf technologi- 
schem Gebiet dazu beizutragen, daß die notwendigen 
Rahmenbedingungen in möglichst kurzer Zeit ge- 
schaffen werden. Weiterhin sind die Entschuldung der 
Entwicklungsländer, die Einführung von Sozial- und 
Umweltstandards bei GATT, IWF und multilateralen 
Entwicklungsbanken notwendig. 


3. Ökologisch orientierte 

Entwicklungszusammenarbeit 

Die entwicklungspohtische Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern muß neu orientiert werden. 
Eine ökologisch menschenbezogene Entwicklungs- 
politik zu betreiben und im Zweifel der Ökologie 
Vorrang vor der Ökonomie einzuräumen, hegt auch 
ün Interesse der Industrieländer. Deshalb müssen die 
Fördemüttel für den Umwelt bereich wesenthch 
erhöht und in der Regel als nicht zurückzuzahlende 
Zuschüsse gewährt werden. Dies heißt auch z, B. ein 
Moratorium für Riesenstaudämme und andere indu- 
strielle Großprojekte in den tropischen Regenwäldem 
zu schaffen und einen weitgehenden Importstop für 
Tropenhölzer durchzusetzen. Gleichzeitig sind Aus- 
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gleichsprogramme für die betroffenen Länder zu ent- 
wickeln. In internationalen Institutionen wie der Welt- 
bank müssen weitere Reformen im Sinne einer trag- 
fähigen Entwicklung dringend durchgesetzt und 
Umweltverträgüchkeitsprüfungen bei allen Projekten 
und Programmen verbindhch werden. Umweltschädi- 
gende Projekte dürfen nicht mehr gefördert werden. 
Besonders bei Industrieprojekten müssen die aus 
heutiger Sicht besten Umweltschutzmaßnahmen zur 
Anwendung kommen. 

Die vom internationalen Währungsfonds und den 
multilateralen Entwicklungsbanken einschheßlich 
der Weltbank betriebenen und für die Zukunft der 
betroffenen Entwicklungsländer so wichtigen Struk- 
turanpassungsprogramme, die bisher vorwiegend 
ökonomisch geprägt waren, müssen zukünftig noch 
stärker sozial und ökologisch ausgerichtet sein. Beide 
Institutionen bedürfen einer Reform, damit auch die 
Entwicklungsländer gleichberechtigt an deren Arbeit 
mitwirken können und ihre Interessen stärker berück- 
sichtigt werden. 


4. Schutz des Weltklimas 

Die Konferenz fordert die Unterzeichnung einer 
bereits verbindhche Verpflichtungen enthaltenden 
Konvention zum Schutz des Weltklimas. Unmittelbar 
an die UNCED sind weitere Verhandlungen zur 
Umsetzung und näheren Ausgestaltung der Konven- 
tion anzuschheßen und bis zur Vertragsunterzeich- 
nung fortzuführen. 


5. Erhalt der biologischen Vielfalt 

Die Konferenz fordert die Unterzeichnung einer Kon- 
vention zum Erhalt der biologischen Vielfalt zum 
Wohle des Menschen und um ihrer selbst willen. Den 
in-situ-Schutzmaßnahmen ist unbedingte Priorität 
einzuräumen. Biotechnische Forschung, die dem 
Schutz der Arten außerhalb ihrer natürlichen Umwelt 
dient (ex-situ), soll den Ländern der natürlichen Ver- 
breitung der betreffenden Arten zugute kommen. 


6 . Schutz der Wälder 

Die Konferenz fordert die Unterzeichnung einer Kon- 
vention zum Schutz der Wälder aller Klimabereiche. 
Ziel dieser Konvention muß die Ausweisung und der 
Erhalt ausreichend großer Areale natürUcher, unbe- 
rührter Waldbestände sein und die Entwicklung 
geeigneter Waldnutzungsformen, die eine nachhal- 
tige Bewirtschaftung der Wälder sicherstellen. 


7. Schutz der Weltmeere 

Die Konferenz fordert die Fortentwicklung bestehen- 
der regionaler und internationaler Abkommen zum 
Schutz der Meere, um die Leistungsfähigkeit mariner 
Ökosysteme langfristig zu sichern. 


8. Schutz des Bodens und des Trinkwassers 

Die Konferenz fordert die Ausarbeitung und Umset- 
zung differenzierter Bodenschutzprogramme. Vor- 
rangige Ziele dieser Programme müssen die Minimie- 
rung des Flächenverbrauchs, die Verringerung des 
Dünger-, Herbizid- und Pestizideinsatzes auf land- 
wirtschaftlich genutzten Flächen und die Verminde- 
rung des allgemeinen Schadstof feintrags sein, um die 
Leistungsfähigkeit des Mediums Boden dauerhaft zu 
erhalten und die Kontamination des Trinkwassers zu 
verhindern. 


9. Internationale Zusammenarbeit 

Die Konferenz fordert die Unterzeichnung der 
Agenda 2 1 , die den Beginn verstärkter internationaler 
Zusammenarbeit in den Bereichen Umwelt und Ent- 
wicklung markiert. Neben dem Grundsatz der Souve- 
ränität aller Staaten im Rahmen einer differenzierten 
Verantwortung für die gemeinsame Umwelt, müssen 
darin grundlegende Ziele rechtlicher und institutio- 
neller Rahmenbedingungen auf nationaler und inter- 
nationaler Ebene festgeschrieben werden. 


Anhang 3 

Der Aufbau und die Arbeitsweise der 
Demokratie und der Ausdruck der ethnischen 
Vielfalt als Mittel zur Gewährleistung der 
Stabilität aller Staaten, der wirtschaftlichen 
Entwicklung und eines besseren Einsatzes der 
Errungenschaften des Friedens zugunsten der 
Dritten Welt 

Von der 87. Interparlamentarischen Konferenz am 
11. April 1992 angenommene Resolution 


Die 87, Interparlamentarische Konferenz 

1 . eingedenk der Charta der Vereinten Nationen, 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, des 
Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung und des Inter- 
nationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, 

2 . in Würdigung des Internationalen Paktes über 
bürgerhche und pohtische Rechte, der das erste 
rechtsverbindhche internationale Vertragswerk der 
Vereinten Nationen bezüglich der Menschenrechte 
darstellt, 

3 . eingedenk der Erklärungen und Entschließungen 
anderer internationaler und liiultüateraler Organe, in 
denen die Achtung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten bekräftigt wird, 

4 . in Bekräftigung der Tatsache, daß alle Regierun- 
genverpflichtet sind, die Menschenrechte aller Perso- 
nen ohne Ansehen der Rasse, der gesellschafthchen 
Stellung, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Spra- 
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che, der Religion, der pohtischen oder sonstigen 
Ansichten, der nationalen oder sozialen Herkunft, des 
Vermögens oder des Geburtsortes zu fördern und zu 
schützen, 

5 . in Würdigung der Tatsache, daß eine pluraüs ti- 
sche Demokratie in einer Vielfalt von Formen existie- 
ren kann, nicht auf ein bestimmtes Modell beschränkt 
ist und bedingt, daß die Regierten an der Regierung 
beteiligt werden, 

6 . in dem Bewußtsein, daß die allgemeingültigen 
Grundsätze und Grundlagen der Demokratie von 
jedermann berücksichtigt werden sollten und daß es 
jedem Staat obliegt, sein eigenes System zu entwik- 
keln, in dem diese elementaren Grundsätze in Über- 
einstimmung mit den soziokulturellen Traditionen, 
Werten und Zukunftsidealen der Nation umgesetzt 
werden, 

7 . unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die 
Demokratie eine Vorbedingung für eine tragfähige 
Entwicklung dar stellt, die es den Menschen gestattet, 
ihre schöpferischen Energien zu entwickeln und zum 
Aufbau und zur Weiterentwicklung ihrer Gesellschaft 
beizutragen, 

8. außerdem in der Erkenntnis, daß Demokratie und 
Entwicklung in einer untrennbaren Wechselbezie- 
hung stehen, 

9- eingedenk der Unteilbarkeit und der Verflechtun- 
gen aller Menschenrechte und Grundfreiheiten, 

10 . mit Bezug auf solche elementaren Grundsätze 
wie Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlich- 
keit, Ge walten teilung, staatliche Souveränität, Plura- 
hsmus, Wahlrecht und Religionsfreiheit, 

11 . in dem Bewußtsein grundlegender Habeaskor- 
pusgarantien, wie dem Recht auf Leben, der Rechts- 
sicherheit und der Unabhängigkeit des Rechtssy- 
stems, dem Schutz vor willkürhcher Festnahme und 
dem Recht auf ein unparteiisches Verfahren, 

12 . in Bekräftigung der Tatsache, daß das effektive 
Funktionieren der Demokratie Kompetenz, Rechen- 
schaftspflicht und Achtung der Einzelperson durch die 
Regierenden bedingt, daß alle Menschen das Recht 
auf uneingeschränkte Beteiligung an der Regierung 
ihres Landes haben, sei es in direkter Form oder durch 
frei gewählte Vertreter, und daß der Wüle des Volkes 
die Grundlage der Autorität einer demokratischen 
Regierung bildet, 

13 . außerdem in Bekräftigung der Tatsache, daß 
bürgerliche und politische Rechte am besten in einem 
Umfeld wirtschafthcher und sozialer Gerechtigkeit zu 
verwirkhchen sind, 

14 . ihrer tiefen Besorgnis Ausdruck gebend, daß 
weltweit ernste Probleme durch Konfhkte zwischen 
Völkern und Gruppen entstehen, an denen insbeson- 
dere Personen beteiligt sind, die nationalen, ethni- 
schen, rehgiösen oder sprachüchen Minderheiten 
angehören, 

15 . eingedenk des Artikels 27 des Internationalen 
Paktes über bürgerhche und poütische Rechte, 


wonach „in den Staaten, in denen ethnische, rehgiöse 
oder sprachliche Minderheiten existieren, den Ange- 
hörigen solcher Minderheiten nicht das Recht ver- 
wehrt werden darf, gemeinsam mit den anderen 
Mitghedern ihrer Gruppe ihre eigene Kultur zu pfle- 
gen, sich zu ihrer eigenen Religion zu bekennen und 
diese zu praktizieren oder ihre eigene Sprache zu 
verwenden", 

16 . in der Erwägung, daß der elementare Grundsatz 
der Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei- 
ten der Staaten nicht unvereinbar mit der sich aus den 
Menschenrechtsverträgen ergebenden Verpflichtung 
der internationalen Gemeinschaft und ihrer Pflicht ist, 
unterdrückten nationalen, ethnischen, rehgiösen oder 
sprachhchen Minderheiten Beistand zu gewähren, 

17 . in der Erwägung, daß Förderung und Schutz der 
Rechte dieser Personen zur pohtischen, wirtschafth- 
chen und sozialen Stabihtät der Staaten, in denen sie 
leben, und zur Stärkung der Zusammenarbeit von 
Völkern und Staaten sowie zu ihrer Freundschaft 
beitragen, 

18 . in Würdigung der Bedeutung einer friedlichen 
Koexistenz der verschiedenen Gemeinschaften und 
der gegenseitigen Achtung ihrer Traditionen, Spra- 
chen, Rehgionen und Bräuche für die Stabihtät und 
die wirtschafthche Entwicklung von Vielvölkerstaa- 
ten, 

19 . in der Überzeugung, daß nur die Schaffung 
demokratischer Systeme die Nationen enger zusam- 
menbringen kann im Hinbhck auf die Achtung des 
Rechts und der wesentlichen Grundfreiheiten und mit 
der Aufforderung, bei der Regelung von Konflikten, 
sowohl im zwischen- als auch im innerstaatlichen 
Bereich, auf Gewalt zu verzichten, die Rechte von 
Angehörigen nationaler, ethnischer, religiöser oder 
sprachlicher Minderheiten und die Loyahtät solcher 
Minderheiten gegenüber dem Staat zu achten, 
wodurch ein Beitrag zur nationalen Stabihtät und 
Integrität geleistet wird, 

20 . eingedenk der Tatsache, daß die Aufrechterhal- 
tung der Demokratie in Entwicklungsländern Hand in 
Hand mit einer tragfähigen wirtschafthchen und 
sozialen Entwicklung gehen soUte, damit nicht Hun- 
ger, Analphabetentum und tiefste Armut die Men- 
schen ihrer elementarsten Rechte berauben, 

21 . in der Erwägung des möghchen Ausmaßes der 
durch das Ende des kalten Krieges zu erzielenden 
Friedensdividende und der Tatsache, daß ein kleiner 
Prozentsatz dieser Einsparungen, sofern er weiterge- 
geben würde, ein erhebhches Maß an Konfhkten und 
Unruhe in den Entwicklungsländern abwenden 
könnte — 


A. in bezug auf die demokratischen Werte und 
Mechanismen — 

1 . fordert aUe Staaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, 
durch die gewährleistet wird, daß ihre pohtischen 
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Strukturen ohne Ansehen des rassischen, ethni- 
schen, sprachlichen oder religiösen Hintergrun- 
des auf der Grundlage der unbeschränkten Betei- 
ligung aller Bürger sowie auf den Grundsätzen 
der persönlichen Freiheit und den grundlegenden 
Menschenrechten für jedermann beruhen, damit 
dynamische und harmonische Beziehungen zwi- 
schen den Bevölkerungsgruppen gefördert wer- 
den; 

2. verurteilt alle Akte von Rassismus, Fremdenfeind- 
lichkeit und Diskriminierung aufgrund der Natio- 
nalität, der Rasse, des Geschlechts oder der Reli- 
gion und fordert alle Regierungen zur Schaffung 
effektiver diesbezüglicher Gesetze auf; 

3. unterstreicht die wesentliche Rolle von Frauen in 
den Produktionsprozessen und die Notwendig- 
keit, ihre Beteiligung an den Entscheidungspro- 
zessen zu stärken und Ungleichheiten zwischen 
Männern und Frauen zu beseitigen; 

4. erinnert Regierungen an die Bedeutung, die der 
Zugang zu den Medien hinsichtlich der Möglich- 
keit hat, ethnischer, religiöser oder sprachlicher 
Identität Ausdruck zu verleihen und fordert sie zur 
Gewährleistung eines solchen Zugangs auf, wo 
immer dies notwendig ist; 

5. betont daß die Schaffung politischer Freiheit, 
eine allgemeine Beteiligung und die Achtung der 
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit we- 
sentlich für die langfristige Stabilität und eine 
tragfähige wirtschaftliche Entwicklung sind; 


B. in bezug auf die nationalen Minderheiten und 
die ethnische Verschiedenheit — 

6. bestätigt daß es keine allgemein akzeptierte 
Definition von „Minderheiten" gibt und empfiehlt 
die Verbesserung diesbezüglicher Normen im 
Rahmen der bürgerlichen und politischen Rechte 
und des Schutzes von Angehörigen nationaler, 
ethnischer, religiöser oder sprachlichen Minder- 
heiten; 

7. ersucht alle Regierungen dringend zu gewährlei- 
sten, daß nationale Richtlinien und Programme 
unter gebührender Berücksichtigung der legiti- 
men Interessen der Angehörigen von Minderhei- 
ten geplant und umgesetzt werden; 

8 . fordert alle Nationen auf, Streitfälle und Konflikte, 
insbesondere die nationalen Minderheiten betref- 
fenden, auf friedlichem Wege und gewaltlos 
sowie im Geiste gegenseitiger Achtung gemäß 
der Charta der Vereinten Nationen und dem 
Völkerrecht zu regeln; 

9. fordert alle Staaten auf, innerhalb ihrer jeweiligen 
Hoheitsgebiete die Existenz und die nationale. 


ethnische, kulturelle, religiöse oder sprachliche 
Identität von Minderheiten zu schützen und 
Bedingungen für die Förderung dieser Identität zu 
schaffen; 

10. fordert Regierungen und parlamentarische Ver- 
sammlungen auf, Schritte zum Schutz und zur 
Förderung eines friedlichen Zusammenlebens 
und eines konstruktiven Zusammenwirkens der 
verschiedenen Gemeinschaften von Vielvölker- 
gesellschaften zu ergreifen; 

11. empfiehlt den Parlamentariern der ganzen Welt, 
den von den Menschenrechtsgremien der NGOs 
vorgelegten Informationen und Vorschläge be- 
züglich der Angehörigen nationaler, ethnischer, 
religiöser oder sprachlicher Minderheiten mit 
Interesse entgegenzusehen; 


C. in bezug auf internationale Übereinkünfte — 

12. fordert alle Staaten auf, die dies bisher noch nicht 
getan haben, dem Internationalen Pakt über bür- 
gerliche und politische Rechte und allen anderen 
Menschenrechtsverträgen beizutreten und/oder 
diese zu ratifizieren; 

13. fordert die vollständige Umsetzung der Grund- 
sätze dieser Verträge; 

14. schlägt vor, daß die den Vereinten Nationen zum 
Zweck der Friedenssicherung zur Verfügung ste- 
henden Instrumente erweitert und verstärkt wer- 
den; 

15. fordert die Weiterentwicklung internationaler 
Mechanismen, wie die Schaffung eines Men- 
schenrechtsgerichtshofes der Vereinten Nationen 
und die Einsetzung eines Hohen Kommissars für 
Menschenrechte zum Zwecke einer Stärkung und 
stetigen Verbesserung der Menschenrechtsver- 
träge; 


D. in bezug auf die Friedensdividende — 

16. fordert neue Methoden der fhedhchen und kon- 
struktiven internationalen Zusammenarbeit in 
einer Zeit wachsenden Vertrauens; 

17. fordert die Industriestaaten auf, die Ausgaben für 
Waffen zu kürzen und die Mittel in Investitionen 
in die wirtschaftliche Entwicklung umzuleiten, 
wobei zu gewährleisten ist, daß die Leistungen 
gerecht unter den Entwicklungsländern verteilt 
werden; 

18. fordert die Entwicklungsländer auf, ihre Rü- 
stungsausgaben einzufrieren und ihre Sozialaus- 
gaben für vorrangige, dem Menschen zugute 
kommende Bereiche zu erhöhen. 
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Anhang 4 

Der Aufbau und die Arbeitsweise der 
Demokratie und der Ausdruck der ethnischen 
Vielfalt ais Mittel zur Gewährleistung der 
Stabilität aiier Staaten, der wirtschaftlichen 
Entwickiung und eines besseren Einsatzes der 
Errungenschaften des Friedens zugunsten der 
Dritten Welt 

Von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
bei der 87, Interparlamentarischen Konferenz in 
Yaounde vorgelegter Resolutionsentwurf 

Die 87. Interparlamentarische Konferenz, 

A. 

1 . eingedenk des in Artikel 1 Ziffer 3 der Charta der 
Vereinten Nationen niedergelegten Zieles der Welt- 
organisation, die Achtung vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion 
zu fördern und zu festigen; 

2 . in Würdigung von Artikel 1 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte und den Postulaten 
des Internationalen Paktes über bürgerliche und poli- 
tische Rechte sowie des Internationalen Paktes über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte; 

3 . unter Verweis auf die Grundprinzipien der 
Schlußakte der Konferenz von Helsinki über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa sowie die Charta 
von Paris für ein neues Europa und deren einmütiges 
Bekenntnis zu den Menschenrechten, zu Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit sowie insbesondere zu der 
dort niedergelegten Überzeugung, daß Fragen in 
bezug auf nationale Minderheiten nur unter demokra- 
tischen Bedingungen befriedigend gelöst werden 
können; 

4 . im Bewußtsein der Beendigung des Zeitalters der 
Konfrontation und der Teilung Europas sowie des 
— wenn auch mit Spannungen und Konflikten ver- 
knüpften — Übergangs zu Demokratie und wirt- 
schaftlicher Freiheit in den Staaten Mittel- und Osteu- 
ropas; 

5 . in der Überzeugung, daß die verstärkte Ost- 
West-Zusammenarbeit nicht auf Kosten der Zusam- 
menarbeit mit der Dritten Welt gehen darf; 

6 . in Würdigung der demokratischen Grundprinzi- 
pien Achtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlich- 
keit, Gewaltenteilung, Volkssouveränität, Pluralis- 
mus, Wahlen und Religionsfreiheit; 

7 . im Bewußtsein grundlegender Habeas Corpus- 
Garantien wie Recht auf Leben, Rechtssicherheit und 
Unabhängigkeit der Justiz, Schutz vor willkürlicher 
Verhaftung und Anspruch auf ein rechtsstaatliches 
Gerichtsverfahren; 

8. unter Betonung, daß die Respektierung der 
Rechte der Minderheiten ein maßgeblicher Faktor für 
Frieden, Gerechtigkeit und Demokratie ist; 


9 . in Anerkenntnis der Tatsache, daß Demokratie 
und Entwicklung im menschlichen Bereich unauflös- 
bar miteinander verbunden sind; 

10 . im Bewußtsein, daß die Ausprägung der Grund- 
prinzipien und -elemente der Demokratie, die sich an 
westlichen Modellen orientiert, keinen universellen 
Vorbildcharakter beansprucht, sondern daß es Sache 
eines jeden Staates ist, sein eigenes System aufzu- 
bauen, um diese Grundprinzipien in Übereinstim- 
mung mit seinen sozio-kulturellen Traditionen und 
Werten sowie Zukunftsvorstellungen zu verwirkli- 
chen; 

11 . in Würdigung der Schlußfolgerungen des 
Berichtes der Südkommission The Challenge to the 
South und in Bekräftigung ihrer Ansicht, daß die 
Wahrung der Menschen- und Bürgerrechte, die 
Gewährleistung der Grundfreiheiten sowie die 
Gestaltung der innerstaatlichen Ordnung nach Prinzi- 
pien der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der 
sozialen Wohlfahrt wesentliche Voraussetzung für 
den inneren und damit auch für den äußeren Frieden 
sind, und 

12 . in der Erkenntnis, . daß die Chancen auf eine 
sozial ausgewogene und auf Dauer tragfähige Ent- 
wicklung und eine wirksame Armutsbekämpfung um 
so größer sind, je weiter ein Entwicklungsland auf 
dem Weg zu Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Ach- 
tung der Menschenrechte und zu einer freiheitlichen, 
sozial verpflichteten und marktorientierten Wirt- 
schaftsordnung vorangeschritten ist; 

13 . in Berücksichtigung der Tatsache, daß Demokra- 
tie eine Voraussetzung für partizipative Entwicklung 
ist, in der die Menschen ihre gestalterischen Kräfte 
entfalten und einen Beitrag zu Aufbau und Weiterent- 
wicklung ihrer Gesellschaft leisten können; 

14 . im Bewußtsein, daß diese Entwicklungen nur im 
Klima von Frieden im Inneren wie im Äußeren gedei- 
hen können; 

15 . in Würdigung des erreichten Standes der Bemü- 
hungen um Abrüstung und Rüstungskontrolle und in 
der begründeten Hoffnung auf weitere entscheidende 
Fortschritte auf diesem Gebiet zur Sicherung des 
weltweiten Friedens, der Menschenrechte und der 
Demokratisierungsprozesse; 

16 . in der Erkenntnis, daß vor dem Hintergrund 
dieser Entwicklungen eine „neue Weltordnung" im 
Sinne einer vernünftigen und gerechten Gestaltung 
der internationalen wirtschaftlichen und politischen 
Beziehungen möghch wird, die auch den Minderhei- 
ten- und Volksgruppenrechten der internationalen 
Staatengesellschaft Rechnung trägt; 

17. und im Bewußtsein, daß diese Ordnung Frieden, 
Stabilität, Wohlstand und Beendigung sozialer Unge- 
rechtigkeit sowie die Würde eines jeden einzelnen in 
dieser einen Weltgemeinschaft sichern kann; 
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B. 

1. richtet an alle Staaten die Aufforderung, Streitig- 
keiten und Konflikte, insbesondere solche, von denen 
nationale Minderheiten betroffen sind, auf friedli- 
chem Wege und im Geist der Toleranz unter Beach- 
tung der UN-Charta und des Völkerrechts zu 
regeln; 

2. schlägt vor, das Instrumentarium, das den Verein- 
ten Nationen zur Friedenssicherung zur Verfügung 
steht, auszubauen und zu stärken; 

3. setzt sich mit Nachdruck dafür ein, daß alle 
Staaten den beiden UN-Menschenrechtspakten und 
anderen wichtigen Menschenrechtsübereinkommen 
beitreten und die Prinzipien dieser Pakte durch kon- 
krete Schritte verwirklichen; 

4. fordert die weitere Ausgestaltung internationaler 
KontroUmechanismen, wie z. B. der Einsetzung eines 
Hochkommissars für Menschenrechte, zur Stärkung 
und stetigen Verbesserung der Menschenrechtsüber- 
einkommen; 

5. verurteilt jeden Akt von Rassismus, Fremden- 
feindlichkeit und Diskriminierung aufgrund der 
Nationalität, Rasse oder Religion und fordert alle 
Regierungen auf, diesbezüglich strenge Rechtsvor- 
schriften zu erlassen; 

6. fordert alle Länder auf, die Kulturen und Traditio- 
nen ihrer nationalen Minderheiten als grundsätzhch 
gleichberechtigt und politisch förderungswürdig an- 
zusehen und entsprechend zu handeln; 

7. appelliert an alle Völker, ihr Recht auf Selbstbe- 
stimmung in Übereinstimmung mit den Zielen und 
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und 
den einschlägigen völkerrechtlichen Normen auszu- 
üben; 

8. fordert, in einer Periode zunehmender Vertrau- 
ensbereitschaft neue Wege zu friedlicher und kon- 
struktiver internationaler Zusammenarbeit zu be- 
schreiten; 

9. regt an, verstärkt Überlegungen und Analysen zur 
Friedensdividende vorzunehmen und deren Ergeb- 
nisse in konkrete Programme umzusetzen; 

10. ist sich der Schwierigkeiten und Probleme 
bewußt, die bei einer Quantifizierung der Friedensdi- 
vidende und ihrer möghchen Verwendung für Ent- 
wicklungszwecke zu bewältigen sind; 

11. vertritt die Auffassung, daß freiwerdende Mittel 
in besonderem Maße dafür einzusetzen sind, daß 
Frieden, Freiheit, Demokratie, sowie eine sozial und 
ökologisch verpflichtete Marktwirtschaft stärker zur 
Geltung kommen; 

12. betont die Notwendigkeit, die Politik von IWF 
und Weltbank so zu verändern, daß sie bei Kreditver- 
gabe, Strukturveränderungen und Entschuldungs- 
maßnahmen den Entwicklungserfordernissen der 
betroffenen Länder angepaßt wird; 


13. schlägt vor, langfristig Planungen zu erstellen, 
die eine Nutzung der Friedensdividende für die Über- 
windung von Armut und Unterentwicklung, insbeson- 
dere in den Entwicklungsländern, ermöglichen — so 
wie das auch von den Vereinten Nationen bereits 
anläßlich der 2. Entwicklungsdekade und der Abrü- 
stungsdekade gefordert worden ist; 


14. setzt sich dafür ein, die globalen Herausforde- 
rungen und Probleme des ausgehenden 20. Jahrhun- 
derts im Geiste der Kooperation und ohne ideologi- 
sche Voreingenommenheiten im Rahmen einer Welt- 
innenpolitik in Angriff zu nehmen; 


15. bekräftigt, daß die veränderte weltpolitische 
Konstellation der internationalen Entwicklungszu- 
sammenarbeit neue Chancen eröffnet, die es intensi- 
ver zu nutzen gilt; 


16. empfiehlt, die Entwicklungsstrategien zu för- 
dern, die die Bevölkerung einbezieht und ihr zugute 
kommen und die soziale Gerechtigkeit, Demokratie 
und Menschenrechte stärken; 


1 7. fordert eine verstärkte Zusammenarbeit und den 
Dialog zwischen entwickelten Ländern und den Ent- 
wicklungsländern, mit dem Ziel, die Leitgedanken 
der Demokratie umzusetzen; 


18. wünscht nachdrücklich, daß die Industrieländer 
sich beratend und unterstützend — nicht nur auf 
staatlicher Ebene, sondern auch unter Einbeziehung 
von Nichtregierungsorganisationen — den Entwick- 
lungsländern beim Prozeß des demokratischen und 
rechtsstaatlichen Aufbaus zur Verfügung stellen; 


19. empfiehlt zu diesem Zweck auch die Durchfüh- 
rung von Aktions- und Bildungsprogrammen, um das 
Bewußtsein für demokratische Rechte wie auch für die 
Notwendigkeit einer Beteiligung am politischen Pro- 
zeß zu wecken bzw. zu stärken; 


20. setzt sich für großzügige technische und finan- 
zielle Hilfe der Industriestaaten zugunsten des Auf- 
baus und der Festigung der jungen Demokratien in 
der Dritten Welt ein und 


21. fordert im Zeichen der zunehmenden Interde- 
pendenz der Probleme dieses ausgehenden Jahrhun- 
derts eine verstärkte internationale Zusammenarbeit 
unter Einbeziehung kompetenter und leistungsfähi- 
ger multilateraler Institutionen, die politisch neutral 
und von allen Beteiligten anerkannt sind. 
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Anhang 5 

Der pandemische Charakter der erworbenen 
Immuninsuffizienz (AIDS): 

Ihre Bedrohung für das 
Weltwirtschaftswachstum sowie für die 
politische und soziale Stabilität, insbesondere 
in der Dritten Welt; 

Die Förderung politischer Vorhaben zur 
Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in 
die Politik sowie soziales und politisches 
Engagement zur Milderung ihrer Auswirkungen 

Von der 87. Interparlamentarischen Konferenz am 
11. April 1992 angenommene Resolution 


Die 87. Interparlamentarische Konferenz, 

1 . eingedenk dessen, daß die Bekämpfung und letzt- 
endliche Ausmerzung der Erworbenen Immuninsuffi- 
zienz (AIDS) sowohl die Feststellung der Ursachen für 
das HIV (Human Immunodeficiency Virus) als auch 
die Bereitstellung von Mitteln zur Verhütung ihrer 
Ausbreitung und zur Entwicklung einer Therapie 
erfordert, 

2 . in tiefer Sorge darüber, daß gegenwärtig keine 
AIDS-Therapie zur Verfügung steht und daß die 
Epidemie schon pandemische Ausmaße angenom- 
men hat und sogar die Existenz der Menschheit 
ernstlich bedroht, 

3 . im Bewußtsein der Tatsache, das AIDS sich schon 
nachteilig auf das Weltwirtschaftswachstum sowie die 
pohtische und soziale Stabilität auswirkt und sich 
weiterhin nüt zunehmender Geschwindigkeit auswir- 
ken wird, 

4 . eingedenk dessen, daß die Abwägung der Rechte 
und Pflichten einer großen Zahl von Menschen eine 
schwierige, jedoch notwendige gesetzgeberische 
Aufgabe der Parlamente ist, 

5 . überzeugt, daß die Regierungen und die Gesell- 
schaft in ihrer Gesamtheit alles in ihrer Macht Ste- 
hende tun sollten, um die Ausbreitung von AIDS zu 
verhindern und die Auswirkungen der Pandamie zu 
mildern und dabei gleichzeitig die Menschenrechte 
und die bürgerhche Freiheit zu schützen, 

6 . in der Erkenntnis, daß eine regionale Zusammen- 
arbeit und eine Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Stellen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) bei 
der Eindämmung von AIDS, das keine Ländergrenzen 
kennt, von wesenthcher Bedeutung ist, 

7 . in Anbetracht der Tatsache, daß die vermittelnden 
Organisationen (nichtstaatliche Organisationen, pri- 
vate Freiwilligenorganisationen, Freiwilligendien- 
ste), traditionellen Vereinigungen und religiösen 
Institutionen Zugang zu den Menschen und bedeu- 
tenden Einfluß auf sie haben, 


8 . im Bewußtsein dessen, daß, um die Länder in die 
Lage zu versetzen, die steigenden Kosten der AIDS- 
Verhütung und der Behandlung ihrer Opfer zu tragen, 
die Regierungen ihre Ausgabenprioritäten neu festle- 
gen müssen und die entwickelten Länder den weniger 
entwickelten Ländern dabei helfen müssen, 

1. fordert die Parlamentarier auf, das Ausmaß der 
Pandemie zu erkennen und ihre jeweiligen Regie- 
rungen sowie die gesellschaftlich und rehgiös maß- 
geblichen Persönlichkeiten nachdrücklich dazu zu 
drängen, eine umfassende Strategie zur Kontrolle 
der Ausbreitung des zu AIDS führenden Human 
Immunodeficiency Virus zu verfolgen; dazu zäh- 
len: 

a) Die Einführung der Gesundheitserziehung in 
die Lehrpläne von Schulen und Universitäten 
zur Vorbeugung vor AIDS sowie die Durchfüh- 
rung von Büdungs- und Aufklärungskampa- 
gnen für die Öffentlichkeit, die die Notwendig- 
keit der Vorbeugemaßnahmen angesichts der 
fehlenden Therapiemöghchkeiten betonen und 
dabei den soziokulturellen und rehgiösen Hin- 
tergrund aller Bürger und Bewohner des jewei- 
ligen Staates berücksichtigen; 

b) die Untersuchung von Spendern für Blut- und 
Gewebebanken sowie von Organspendern; 

c) die Meldung der Infektionen an die Gesund- 
heitsbehörden (einschließlich der WHO) sowie 
die Durchführung von epidemiologischen Über- 
wachungsmaßnahmen; 

d) die Einrichtung zentral koordinierter Verfahren 
zur Gewährleistung wirksamer Sterilisations- 
methoden in allen öffentlichen Gesundheitsein- 
richtungen; 

e) die Beseitigung von Hindernissen bei der ver- 
suchsweisen Anwendung und kommerziellen 
Bereitstellung von Behandlungen sowie eine 
angemessene Behandlung infizierter Perso- 
nen; 

f ) die Beratung derj enigen, die einer Risikogruppe 
angehören, und der schon Infizierten sowie die 
Unterrichtung infizierter Personen über ihre 
Verantwortung zur Vermeidung einer Anstek- 
kung anderer und über die Möglichkeiten, das 
Übertragungsrisiko möglichst gering zu hal- 
ten; 

g) die Verhaltensbeeinflussung mit dem Ziel der 
Infektionsnünderung im Zusammenhang mit 
sexuellen Aktivitäten, intravenöser Verabrei- 
chung von Drogen und Prostitution sowie 
Zugang zu Kondomen und Wegwerfspritzen, 
insbesondere für HlV-Infizierte; 

h) die Übernahme der Verantwortung dafür, daß 
die Bürger des eigenen Landes davon überzeugt 
werden, auch außerhalb ihres eigenen Landes 
ein mit hohem Risiko behaftetes Verhalten zu 
vermeiden; 
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2. beglückwünscht diejenigen Regierungen, die 
schon beträchtliche Anstrengungen unternommen 
haben, um die wissenschaftlichen Ressourcen ihres 
Landes im Hinblick auf die Entdeckung eines 
wirksamen Impfstoffs zu konzentrieren, mit dem 
die Geißel HIV bekämpft werden kann, und fordert 
alle Regierungen dazu auf, ihre Anstrengungen bei 
der Vorbeugung vor AIDS zu verstärken; 

3. fordert ebenfalls alle Parlamente und Regierungen 
dazu auf zu erkennen, daß AIDS Männer und 
Frauen hauptsächlich im besten Lebensalter trifft, 
die Haupternährer ihrer Familien sind, und betont, 
daß die zahlenmäßig immer mehr zunehmenden 
durch die Krankheit verwaisten Kinder in den 
Entwicklungsländern die wohl tragischsten Opfer 
sind, und fordert die Regierungen dringend auf, 
angemessene Mittel zur Ausbildung und sozialen 
Sicherheit dieser Kinder bereitzustellen; 

4. fordert die Parlamente und Regierungen dazu auf 
sicherzustellen, daß Entschädigungen an HIV-infi> 
zierte Bluter und Empfänger von Bluttransfusionen 
sowie an deren HlV-infizierte Ehegatten und Kin- 
der gezahlt werden; 

5. fordert die Regierungen dringend auf, den Schutz 
der Menschenrechte und der bürgerlichen Freihei- 
ten der infizierten oder möglicherweise infizierten 
Menschen zu gewährleisten. 


Anhang 6 

Schutz der repräsentativen Institutionen in Peru 

Von der Interparlamentarischen Konferenz am 
7. April 1992 einstimmig angenommene Resolution 


Die 87. Interparlamentarische Konferenz 

1 . in Anbetracht dessen, daß eines der Hauptziele 
der Interparlamentarischen Union, welche Parlamen- 
tarier aus 115 Staaten zusammenbringt, die Stärkung 
repräsentativer Institutionen ist, 

2 . in Anbetracht dessen, daß am 5. April das Parla- 
ment von Peru aufgelöst wurde unter Mißachtung der 
rechtlichen und institutioneilen Ordnung dieses Lan- 
des, 

1. mißbilligt die Auflösung des Parlaments der 
peruanischen Republik; 

2. fordert die unverzügliche Wiedereinsetzung der 
parlamentarischen Institution in Peru; 

3. ersucht alle Parlamente und ihre Mitglieder, ent- 
schlossene und unverzügliche Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Wiedereinführung der Demokra- 
tie in Peru sicherzustellen. 


Anhang 7 

Frauen und politische Macht 

Vom Interparlamentarischen Rat am 11. April 1992 
einstimmig angenommene Resolution 


Der Interparlamentarische Rat 

1 . in Anerkennung dessen, daß das Konzept der 
Demokratie nur dann wirkhche und dynamische 
Bedeutung erlangen wird, wenn über politische Maß- 
nahmen und nationale Gesetzgebung gemeinsam von 
Männern und Frauen unter ausgewogener Beachtung 
der Interessen und Fähigkeiten beider Gruppen der 
Bevölkerung entschieden wird, 

2 . in der Erkenntnis, daß im Falle ungleicher 
Behandlung Lösungen sowohl den kulturellen, pohti- 
schen und institutionellen Rahmenbedingungen ent- 
sprechen müssen, 

1. erkennt die Bedeutung der einzigartigen Studien 
der IPU mit dem Titel „ Frauen und politische Macht 
und Verteilung der Sitze in den nationalen Parla- 
menten auf Männer und Frauen — statistische 
Daten von 1945 bis zum 30. Juni 199U' an; 

2. erkennt an, daß 40 Jahre nach der Verabschiedung 
des Übereinkommens über die politischen Rechte 
von Frauen und trotz unbestreitbarer Fortschritte 
das politische und parlamentarische Leben in allen 
Staaten weiterhin von Männern bestimmt wird; 

3. stellt fest, daß die Ergebnisse der IPU-Studie einen 
entscheidenden Beitrag zur Weltfrauenkonferenz 
der Vereinten Nationen im Jahre 1995 darstellen 
können; 

4. ersucht die nationalen Parlamente und Regierun- 
gen dringend, diese Dokumente eingehend zu 
studieren und ihre Ergebnisse zu berücksichtigen, 
um geeignete Aktionsstrategien zu entwickeln; 

5. ermutigt die nationalen Parlamente und Regierun- 
gen, die IPU-Studien in die Landessprache überset- 
zen zu lassen, um eine größtmögliche Verbreitung 
zu erreichen; 

6 . beschließt, in Absprache mit den nationalen Grup- 
pen einen Aktionsplan der IPU zur Beseitigung des 
gegenwärtigen Ungleichgewichts zwischen Män- 
nern und Frauen im politischen Leben aufzustel- 
len; 

7. beschließt, sich mit dieser Angelegenheit auf sei- 
ner 151. Sitzung im September 1992 in Stockholm 
erneut zu befassen. 
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Anhang 8 

Offener Brief der 87. Interparlamentarischen 
Konferenz an George Bush, den Präsidenten 
der Vereinigten Staaten von Amerika 

Von der 87. Interparlamentarischen Konferenz am 
11. April 1992 angenommener Text 


Mit diesem Brief möchten wir, die an der 87. Interpar- 
lamentarischen Konferenz in Yaounde teilnehmen- 
den und 89 Parlamente dieser Welt vertretenden Par- 
lamentarier, unsere Besorgnis über die Ergebnisse der 
im März dieses Jahres in New York durchgeführten 
Arbeiten des Vorbereitungsausschusses für die UN- 
CED-Konferenz (VN-Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung) zum Ausdruck bringen. Insbesondere 
möchten wir unsere tiefempfundene Enttäuschung 
bezüglich der folgenden Entscheidungen ausdrük- 
ken: 

1. Die Earth Charter (Erdcharta) ist durch eine im Stil 
der Stockholmer Konferenz von 1972 abgefaßte 
nicht bindende Erklärung ersetzt worden, die in 
dieser Form, wenn überhaupt, nur geringe Auswir- 
kungen haben würde. 

2. Die Agenda 21 wurde zwar nicht so sehr in konzep- 
tioneller Hinsicht, aber bezüglich der Finanzierung 
abgeschwächt. Somit ist unklar, wie die Agenda 
umgesetzt werden kann. 

3. Die Weltklimakonvention würde in der von Ihren 
Beamten angeregten Form weder Zielsetzungen 
noch Zeitpläne enthalten und folglich ohne Bedeu- 
tung sein. 

Sofern derartige Beschlüsse keiner erneuten Überprü- 
fung unterzogen werden, würde der Weltgemein- 
schaft folglich ein wirkliches Übereinkommen über 
Klimaveränderungen verwehrt. Zusätzlich wird die 
Bevölkerung in der südlichen Hemisphäre weiterhin 
unter der mangelnden Gerechtigkeit beim Kapitalfluß 
von den ärmeren in die reicheren Länder leiden. 
Außerdem werden Sie sich der Tatsache bewußt sein, 
daß die Umsetzung der Agenda 21 ohne Bereitstel- 
lung einer angemessenen Finanzierung ernsthaft 
gefährdet ist, da das Fehlen einer solchen Finanzie- 
rung es der Weltgemeinschaft praktisch unmöglich 


machen würde, zu einer tragfähigen Entwicklung zu 
gelangen. Wir sind sicher, daß das nicht in Ihrer 
Absicht hegt. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben eine 
entscheidende Bedeutung für den Erfolg der 
UNCED-Konferenz in Rio; unter Erfolg verstehen wir 
ein bedeutsames Ereignis, das den Erwartungen der 
Weltgemeinschaft gerecht wird. 

Eingedenk dieser Tatsachen möchten wir Sie daran 
erinnern, daß die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen einschheßlich der Delegation der Vereinig- 
ten Staaten 1987 die Billigung des Brundtland-Berich- 
tes der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung 
beschlossen hat. Eine solche Unterstützung läßt zwei- 
fellos erkennen, daß die Vereinigten Staaten von 
Amerika das in diesem Bericht zum Ausdruck kom- 
mende Gefühl der Dringlichkeit teilen und die dort 
empfohlene Handlungsweise billigen. Daher richten 
wir an Sie als Präsidenten die eindringliche Bitte, Ihre 
Politik hinsichthch (1) der Erdcharta, (2) der Finanzie- 
rung der Agenda 21 und (3) der Weltklimakonvention 
noch einmal zu überdenken. 

Wir Parlamentarier unternehmen diesen Schritt auf- 
grund des weitverbreiteten, auch in den Vereinigten 
Staaten vorhandenen öffentlichen Interesses an 
Angelegenheiten der globalen Sicherheit. Der auf 
diesem Planeten erwartete Bevölkerungszuwachs 
macht es unumgänglich, daß die Entwicklungspohtik 
von festen umweltbezogenen Grundsätzen bestimmt 
wird. 

Wir hoffen aufrichtig, daß es Ihnen möglich sein wird, 
Ihre Politik im Hinblick auf die UNCED noch einmal 
zu überdenken und die dringend erforderlichen 
Änderungen vorzunehmen, die den Erfolg der 
UNCED-Konferenz in Rio gewährleisten würden. 
Außerdem hoffen wir, daß Sie unsere Überzeugung 
teilen, daß die Konferenz in Rio sowohl aus umwelt- 
als auch aus entwicklungspolitischer Sicht als wichti- 
ger Meilenstein auf dem Wege zu globaler Sicherheit 
in Erinnerung bleiben sollte. 

Abschließend möchten wir unsere Hoffnung auf einen 
positiven Beitrag Ihrer Regierimg zur Gewährleistung 
eines wesentlichen Erfolges der UNCED-Konferenz 
im nächsten Juni in Rio zum Ausdruck bringen. 
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